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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

den Verkauf von Gegenständen des Privatvermögens besteuert der Fis-

kus  im  Rahmen  des  privaten  Veräußerungsgeschäftes  des  §  23  EStG.

Ein Hauptanwendungsfall ist dabei die Veräußerung einer Immobilie in-

nerhalb von zehn Jahren, die nicht wegen einer Selbstnutzung unter ei-

ne Besteuerungsausnahme fällt.

Daneben  werden  jedoch  auch  noch  andere  Wirtschaftsgüter  erfasst,

wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr

als ein Jahr beträgt.

Der  BFH hat  mit  Urteil  vom 14.2.2023 (Az:  IX  R  3/22)  klargestellt,  dass

dazu  auch  virtuelle  Währungen,  also  die  sogenannten  Kryptowährun-

gen,  gehören.  Im  Grunde  genommen  verdeutlicht  das  Gericht  damit,

dass alles,  was entgeltlich einem Dritten überlassen werden kann und

so  irgendwie  wirtschaftlich  verwertet  wird,  auch  beim  privaten  Veräu-

ßerungsgeschäft Berücksichtigung findet.

Bei  Kryptowährungen  ist  daher  eine  Anschaffung  im  Sinne  des  §  23

EStG gegeben, wenn sie im Tausch gegen Euro, gegen eine Fremdwäh-

rung  oder  gegen  andere  virtuelle  Währungen  erworben  werden.  Sie

werden  veräußert,  wenn  sie  in  Euro  oder  gegen  eine  Fremdwährung

zurückgetauscht oder in eine andere Kryptowährung umgetauscht wer-

den.

Ganz  nebenbei  stellt  der  BFH zudem fest,  dass  die  Erfassung und Be-

steuerung  von  Veräußerungsgeschäften  bei  Kryptowährungen keinem

normativen  Vollzugsdefizit  unterliegen.  Von  einer  Besteuerung  kann

daher nur abgesehen werden, wenn die hier geltende Jahresfrist des §

23 EStG abgelaufen ist.

Auch wenn der Staat auch hier zugreift, wünschen wir Ihnen eine infor-

mative Lektüre.

Rolf-Peter Fichtner

Steuerberater / Geschäftsführer

GEMAG Vermögenstreuhand und Steuerberatungsgesellschaft

Marburger Straße 2, 10789 Berlin

Telefon: 030-236 310 810

info@gemagberlin.de
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Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.09.

Umsatzsteuer
Lohnsteuer
Kirchensteuer zur Lohnsteuer
Einkommensteuer
Kirchensteuer
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist  endet  am 14.09.  für  den Eingang der
Zahlung.

Zahlungen  per  Scheck  gelten  erst  drei  Tage  nach  Eingang  des  Schecks
bei  der  Finanzbehörde  (Gewerbesteuer  und  Grundsteuer:  bei  der  Ge-
meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszuschläge
zu  vermeiden,  muss  der  Scheck  spätestens  drei  Tage  vor  dem  Fällig-
keitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2023

Die  Beiträge  sind  in  voraussichtlicher  Höhe  der  Beitragsschuld  spätes-
tens  am drittletzten  Bankenarbeitstag  eines  Monats  fällig.  Für  Septem-
ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.09.2023.

Arbeitszimmer und Homeoffice: BMF-Schreiben zum
Abzug der Kosten

Das Schreiben ergeht zur Neuregelung des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer
6b und 6c EStG in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2022. Die Neu-
regelung ist für nach dem 31.12.2022 in der häuslichen Wohnung ausge-
übte Tätigkeiten anzuwenden (§ 52 Abs. 6 Satz 12 EStG). Das BMF-Schrei-
ben  vom  6.  Oktober  2017  (BStBl  I  S.  1320)  ist  für  die  zuvor  geltende
Rechtslage weiterhin anzuwenden.

Die  ertragsteuerliche  Berücksichtigung  der  betrieblichen  und  berufli-
chen Betätigung in der häuslichen Wohnung nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr.
6b  und  6c,  §  9  Abs.  5  Satz  1  und  §  10  Abs.  1  Nr.  7  Satz  4  EStG  wurde
durch das JStG 2022 vom 16.12.2022 (BGBl.  I  S.  2294, BStBl I  2023 S. 7)
neu geregelt.

Die  Neuregelung  setzt  auf  dem  bisherigen  Begriffsverständnis  auf.  Die
Begriffe  des  häuslichen  Arbeitszimmers  und  des  Mittelpunktes  der  ge-
samten betrieblichen und beruflichen Betätigung im Sinne des § 4 Abs. 5
Satz 1 Nr. 6b EStG in der Fassung des JStG 2022 entsprechen den bisher

geltenden Begriffen gemäß der zuvor geltenden Rechtslage. Die Begriffe
werden insoweit unverändert auch in diesem Schreiben verwendet.

Das komplette Schreiben finden Sie hier auf der Internetseite des BMF.

BMF, Schreiben (koordinierter Ländererlass) IV C 6 - S-2145 / 19 / 10006
:027 vom 15.08.2023

Finanzbehörden: Auskunft über Personalstand

Die  Bundesregierung  gibt  in  einer  Antwort  (BT-Drs.  20/7292)  auf  eine
Kleine  Anfrage  (BT-Drs.  20/7109)  der  Fraktion  Die  Linke  Auskunft  über
den Personalbestand in Finanzbehörden. Allerdings weist die Regierung
darauf hin, dass nach Artikel 108 Absatz 2 des Grundgesetzes die Durch-
führung  des  Besteuerungsverfahrens  in  der  Zuständigkeit  der  Länder
liege.

Den  Daten  in  der  Antwort  zufolge  waren  zum  Stichtag  31.12.2022  in
deutschen  Finanzämtern  97.603,24  Vollzeitäquivalente  beschäftigt,  et-
was mehr als ein Jahr zuvor (97.188,75). Das Bundeszentralamt für Steu-
ern  (BZSt)  hat  seinen  Personalbestand  in  diesen  Zeitraum  von  1.906,1
auf 1.957,4 erhöht.

Die Zahl der nicht besetzten Planstellen hat sich im Jahr 2022 den Anga-
ben  zufolge  in  den  Finanzämtern  von  7.363,37  auf  6.956,11  verringert,
beim BZSt von 349,9 auf 302,6. Leicht verringert hat sich die Zahl der Be-
triebsprüfer. Die festgestellten Mehrsteuern aus Betriebsprüfungen san-
ken von insgesamt 13,1 im Jahr 2021 auf 10,8 Milliarden Euro 2022.

Deutscher Bundestag, PM vom 26.06.2023

"Sinnlose" Erklärung kann in Einspruch umgedeutet
werden

Wird gegenüber dem Finanzamt eine Stellungnahme zu einer streitigen
Frage  abgegeben,  die  nicht  als  Einspruch  ausgelegt  werden  kann,
kommt  gleichwohl  nach  dem  Rechtsgedanken  des  §  140  Bürgerliches
Gesetzbuch (BGB) eine Umdeutung in einen Einspruch in Betracht. Dies
hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Im Hinblick  auf  eine beabsichtigte  Haftungsinanspruchnahme für  Steu-
erschulden einer KG richtete das Finanzamt schriftliche Anfragen an die
beiden Kläger. Nachdem bis auf einen Fristverlängerungsantrag des Pro-
zessvertreters  der  beiden  Kläger  keine  weitere  Rückmeldung  erfolgt
war, erließ das Finanzamt jeweils Haftungsbescheide, die es beiden Klä-
gern  an  ihre  Privatanschrift  zustellte.  Innerhalb  der  Einspruchsfrist
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nahm der Prozessbevollmächtigte für beide Kläger inhaltlich zu den zu-
vor gestellten Anfragen Stellung. Die Haftungsbescheide waren ihm zum
Zeitpunkt der Abfassung dieser Schreiben nicht bekannt. Nach Kenntnis-
nahme der Bescheide trug der Prozessvertreter vor, seine Schreiben sei-
en als Einsprüche zu werten. Da die Einspruchsfrist zu diesem Zeitpunkt
bereits  abgelaufen  war,  verwarf  das  Finanzamt  die  Einsprüche  wegen
Fristablaufs als unzulässig.

Die  Klage,  mit  der  die  Kläger  lediglich  die  isolierte  Aufhebung  der  Ein-
spruchsentscheidungen  beantragten,  hatte  Erfolg.  Das  FG  Münster  hat
ausgeführt,  dass das Finanzamt die Einsprüche zu Unrecht als unzuläs-
sig verworfen habe.  Die Haftungsbescheide seien zunächst wirksam an
die Privatadressen der Kläger zugestellt worden, da der Prozessvertreter
zuvor keine Vollmachten vorgelegt habe.  Die innerhalb der Einspruchs-
frist eingegangenen Schreiben könnten zwar nicht als Einsprüche ausge-
legt, aber in solche umgedeutet werden.

Eine  Auslegung  scheitere  daran,  dass  der  wirkliche  Wille  nicht  auf  An-
fechtung  der  Haftungsbescheide  gerichtet  gewesen  sein  könne,  weil
dem Prozessvertreter die Bescheide nicht bekannt gewesen seien.

Nach dem Rechtsgedanken des § 140 BGB komme jedoch eine Umdeu-
tung in Betracht. Diese zivilrechtliche Vorschrift regelt, dass ein nichtiges
Rechtsgeschäft,  das  den Erfordernissen eines  anderen Rechtsgeschäfts
entspricht,  in  ein  wirksames  Rechtsgeschäft  umgedeutet  werden  kann,
wenn  ein  entsprechender  Wille  anzunehmen  ist.  Grundsätzlich  sei  die
Umdeutung auch im Steuerrecht anerkannt.

Nach  Auffassung  des  Gerichts  seien  wegen  des  Gebots  effektiven
Rechtsschutzes  auch  "sinnlose"  Verfahrenserklärungen  umdeutungsfä-
hig.  Im  Streitfall  sei  erkennbares  Ziel  der  beiden  Stellungnahmen  des
Prozessvertreters, auf dessen Kenntnishorizont abzustellen sei, die Ver-
hinderung  der  Haftungsinanspruchnahme  der  Kläger  gewesen.  Dieses
Ziel  habe  er  aber  nach  Erlass  der  Haftungsbescheide  nur  durch  Einle-
gung von Einsprüchen erreichen können. Es sei kein vernünftiger Grund
ersichtlich,  weshalb  er  nicht  gegen  die  Bescheide  Einsprüche  eingelegt
hätte, wenn ihm deren Existenz bekannt gewesen wäre.

Einer Umdeutung steht nach Ansicht des FG auch nicht entgegen, dass
die  Stellungnahmen  von  einem  Rechtsanwalt  verfasst  wurden,  deren
Verfahrenserklärungen grundsätzlich beim Wort zu nehmen seien. Hier-
von sei  eine Ausnahme zu machen, wenn dem Rechtskundigen die tat-
sächliche  Verfahrenssituation  nicht  bekannt  gewesen  sei.  Da  die  Um-
deutung  ein  verschuldensunabhängiges  Rechtsinstitut  darstelle,  sei
schließlich  unerheblich,  dass  die  Kläger  ihren  Prozessvertreter  schuld-
haft  nicht  rechtzeitig  über  die  Zustellung  der  Haftungsbescheide  infor-

miert hätten.

Das FG hat die Revision zugelassen. Diese ist beim Bundesfinanzhof un-
ter dem Aktenzeichen VII R 7/23 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 12.01.2023, 8 K 1080/21, nicht rechts-
kräftig

Verfahren vor den Finanzgerichten: "Videokonferenz"
und gesetzlicher Richter

Bei  einer  "Videokonferenz"  muss  für  die  Beteiligten  während  der  zeit-
gleichen  Bild-  und  Tonübertragung  nach  §  91a  Absatz  1  der  Finanzge-
richtsordnung - ähnlich wie bei einer körperlichen Anwesenheit im Ver-
handlungssaal  -  feststellbar  sein,  ob  die  beteiligten  Richter  in  der  Lage
sind, der Verhandlung in ihren wesentlichen Abschnitten zu folgen.

Dies erfordert laut Bundesfinanzhof, dass alle zur Entscheidung berufe-
nen Richter  während der  "Videokonferenz"  für  die  lediglich "zugeschal-
teten" Beteiligten sichtbar sind.

Daran fehle es jedenfalls dann, wenn für den überwiegenden Zeitraum
der mündlichen Verhandlung nur der Vorsitzende Richter des Senats im
Bild zu sehen ist.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 30.06.2023, V B 13/22
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Unternehmer

Für (ehemalige) GmbH-Gesellschafter: Zur Ermittlung
des Veräußerungsgewinns bei teilentgeltlicher
Übertragung im § 17 EStG

Ausweislich der gesetzlichen Vorschrift in § 17 Abs. 1 Satz 1 des Einkom-
mensteuergesetzes  (EStG)  gehört  zu  den  Einkünften  aus  Gewerbebe-
trieb auch der Gewinn aus der Veräußerung von Anteilen einer Kapital-
gesellschaft,  wenn  der  Veräußerer  innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  am
Kapital  der  Gesellschaft  unmittelbar  oder  mittelbar  zu  mindestens  ei-
nem Prozent beteiligt war und er die Beteiligung in seinem Privatvermö-
gen gehalten hat. Veräußerungsgewinn ist dann der Betrag, um den der
Veräußerungspreis  nach  Abzug  der  Veräußerungskosten  die  Anschaf-
fungskosten übersteigt.

Fraglich ist aktuell, wie der Veräußerungsgewinn ermittelt wird, wenn ei-
ne teilentgeltliche Übertragung gegeben ist. Nach bisheriger Rechtspre-
chung  des  Bundesfinanzhofs  ist  bei  teilentgeltlicher  Übertragung  von
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft eine Aufteilung des Rechtsgeschäf-
tes  in  eine  voll  entgeltliche  Veräußerung  und  eine  voll  unentgeltliche
Übertragung nach dem Verhältnis der Gegenleistung zum Verkehrswert
der übertragenden Anteile vorzunehmen.

Ein  Veräußerungsgewinn  entsteht,  wenn  die  vom  Erwerber  erhaltene
Gegenleistung  den  der  Entgeltlichkeitsquote  entsprechenden  Teil  der
gesamten  Anschaffungskosten  übersteigt.  Diese  Vorgehensweise  wird
auch  als  sogenannte  strenge  Trennungstheorie  bezeichnet  und  wurde
bereits  vom  Bundesfinanzhof  mit  Urteil  vom  17.7.1980  unter  dem  Ak-
tenzeichen IV R 15/76 bestätigt. Auch das erstinstanzliche Finanzgericht
Rheinland-Pfalz hält mit seinem Urteil vom 22.3.2023 unter dem Akten-
zeichen 2 K 1617/19 an dieser Rechtsauffassung fest.

Zwar ist in Rechtsprechung und Literatur für die teilentgeltliche Übertra-
gung  von  Wirtschaftsgütern  des  Betriebsvermögens  unter  Beteiligung
von Mitunternehmerschaften umstritten,  in  welcher Weise bei  der  Auf-
teilung des Vorgangs in ein voll unentgeltliches und ein voll entgeltliches
Geschäft  der  Buchwert  des  übertragenen  Wirtschaftsguts  den  beiden
Teilen des Rechtsgeschäfts zuzuordnen ist. Nach der sogenannten stren-
gen  Trennungstheorie  wird  der  Buchwert  jedenfalls  anteilig  nach  dem
Verhältnis zwischen dem Teilentgelt und dem Verkehrswert (Entgeltlich-
keitsquote)  zwischen  dem  entgeltlichen  und  dem  unentgeltlichen  Teil
aufgeteilt.

Dagegen  wird  nach  der  sogenannten  modifizierten  Trennungstheorie
der  Buchwert  bis  zur  Höhe des  Teilentgelts  dem entgeltlichen Teil  und
im Übrigen dem unentgeltlichen Teil zugeordnet.

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz sieht in der Modifizierung jedoch kei-
nen  Anlass,  von  der  bisherigen  Rechtsprechung  zur  teilentgeltlichen
Übertragung  von  Anteilen  an  einer  Kapitalgesellschaft  nach  §  17  EStG
abzuweichen.  Die  dem  zuvor  beschriebenen  Meinungsstreit  zugrunde
liegenden  Sachverhalte  betreffen  regelmäßig  die  teilentgeltliche  Über-
tragung von Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens unter Beteiligung
von Mitunternehmerschaften und sind mit dem Streitfall der teilentgelt-
lichen Übertragung von im Privatvermögen gehaltenen Anteilen an einer
Kapitalgesellschaft nicht vergleichbar.

Auch sonst wird in der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs für Zwe-
cke der teilentgeltlichen Übertragung von Wirtschaftsgütern des Privat-
vermögens  die  strenge  Trennungstheorie  vertreten.  So  sind  nach  der
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs die Anschaffungskosten des Teils
des  entgeltlichen  Erwerbs  eines  zum  Privatvermögen  gehörenden
Grundstücks  im  Rahmen  der  Einkünfte  aus  Vermietung  und  Verpach-
tung  und  die  Anschaffungskosten  bei  einem  privaten  Veräußerungsge-
schäft  im  Rahmen  der  sonstigen  Einkünfte  nach  den  Grundsätzen  der
strengen  Trennungstheorie  zu  ermitteln.  So  beispielsweise  bereits  der
Bundesfinanzhof in seinem Beschluss vom 19.3.2014 unter dem Akten-
zeichen X R 28/12.

Die Anwendung der strengen Trennungstheorie führt bei der teilentgelt-
lichen Übertragung von Wirtschaftsgütern des Privatvermögens zu sach-
gerechten  Ergebnissen,  so  die  Rechtsprechung.  Ist  das  teilentgeltliche
Rechtsgeschäft in eine unentgeltliche und eine entgeltliche Komponente
aufzuteilen,  ist  es gesetzes-  und steuersystematisch schlüssig,  auch die
Anschaffungskosten des Wirtschaftsguts in gleicher Weise auf diese bei-
den  Komponenten  aufzuteilen.  Denn  dies  wird  dem  wirtschaftlich  Ge-
wollten - teils entgeltliche Veräußerung, teils schenkweise Übertragung -
gerecht. Dies hat auch bereits der Bundesfinanzhof in seinem Beschluss
vom 27.10.2015 unter dem Aktenzeichen X R 28/12 so gesehen.

Eine andere Beurteilung ergibt sich auch nicht im Hinblick auf eine Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs mit Urteil vom 5.7.2018 unter dem Ak-
tenzeichen II B 122/17 mit Blick auf die Erbschaft- und Schenkungsteuer
zur Ermittlung des Werts der Bereicherung bei einer gemischten Schen-
kung  durch  Abzug  der  Gegenleistung  vom  Steuerwert.  Aus  der  schen-
kungsteuerrechtlichen  Beurteilung  teilentgeltlicher  Geschäfte  lassen
sich keine Rückschlüsse für die ertragsteuerliche Ermittlung des Veräu-
ßerungsgewinns  ziehen.  Tatsächlich  sind  diese  Rechtsgebiete  unter-
schiedlich und folgen jeweils eigenen Regeln und einer eigenen Teleolo-
gie, die nicht notwendig mit der Frage der ertragsteuerlichen Rechtsfol-
ge  einer  Übertragung  im  Wege  der  gemischten  Schenkung  verknüpft
sind.
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Insoweit  führt  das Finanzgericht  Rheinland-Pfalz  in  der  oben bereits  zi-
tierten Entscheidung deutlich aus, dass bei teilentgeltlicher Übertragung
von  im  Privatvermögen  gehaltenen  GmbH-Anteilen  der  Vorgang  nach
dem Verhältnis der Gegenleistung zum Verkehrswert der übertragenden
Anteile in ein voll unentgeltliches und ein voll entgeltliches Geschäft auf-
zuteilen ist. Es muss also die sogenannte strenge Trennungstheorie an-
gewendet werden.

Hinweis:  Auch  wenn  dies  die  Meinung  der  bisherigen  Rechtsprechung
ist, hat der vorliegend streitende Steuerpflichtige die Revision beim Bun-
desfinanzhof  eingelegt.  Die  obersten  Richter  der  Republik  werden  sich
daher  mit  der  Frage  beschäftigen  müssen,  ob  die  strenge  Trennungs-
theorie anzuwenden ist oder gegebenenfalls auch die modifizierte Tren-
nungstheorie  Anwendung  finden  kann.  Letztere  würde  für  den  Steuer-
pflichtigen sicherlich zu einer geringeren Ertragsbesteuerung führen.

Das Verfahren trägt das Aktenzeichen IX R 15/23 und betroffene Steuer-
pflichtige sollten es durchaus als Musterverfahren nutzen. Die Chancen
sind zwar eher gering, aber häufig geht es auch um viel, sodass ein klei-
ner  Einspruch  mit  dem Antrag  auf  Verfahrensruhe  generell  nicht  scha-
den sollte.

Keine Begünstigung eines Minijobs beim
Hauptarbeitgeber

Die Einstellung von Mitarbeitern auf  Basis  einer geringfügig entlohnten
Beschäftigung  (Minijob)  ist  eine  beliebte,  wenngleich  auch  für  den  Ar-
beitgeber eine sehr teure Variante, um Mitarbeiter für den eigenen Be-
trieb  zu  gewinnen.  Für  den  Arbeitnehmer  ist  sie  so  interessant,  weil
sämtliche Sozialabgaben und in der Regel auch die pauschale Lohnsteu-
er von 2 % vom Arbeitgeber getragen werden.

Beabsichtigen Sie jedoch, einen Mitarbeiter, der bei Ihnen bereits einen
Midijob  oder  eine  voll  sozialversicherungspflichtige  Beschäftigung  aus-
übt,  zusätzlich  im  Rahmen  eines  Minijobs  anzustellen,  sollten  Sie  eine
Entscheidung  des  Finanzgerichts  Berlin-Brandenburg  kennen  (Urteil
vom  28.12.2022,  6  K  6129/20).  Denn  die  Richter  haben  entschieden,
dass die pauschale Erhebung der Lohnsteuer in Höhe von 2 % des Brut-
tolohns  nicht  möglich  ist,  wenn  der  Minijob  beim  gleichen  Arbeitgeber
ausgeübt wird, bei dem der Arbeitnehmer auch seine Haupttätigkeit ver-
richtet. Dies gilt  nach Auffassung der Richter selbst dann, wenn die Be-
schäftigung in unterschiedlichen Betrieben des Arbeitgebers erfolgt, für
die jeweils eine eigene Betriebsnummer bei der Agentur für Arbeit exis-
tiert. Maßgebend für die Anwendung der Lohnsteuerpauschalierung mit
2  %  sei  die  sozialversicherungsrechtliche  Beurteilung.  Danach  seien
mehrere Beschäftigungen bei demselben Arbeitgeber immer als einheit-

liches Beschäftigungsverhältnis zu qualifizieren. Sofern dabei die Gering-
fügigkeitsgrenze  von  derzeit  520  Euro  pro  Monat  überschritten  werde,
liege keine begünstigte geringfügige Beschäftigung vor.

Die  Konsequenz für  den Arbeitnehmer war,  dass  er  seinen bisher  vom
Arbeitgeber  pauschal  versteuerten  Arbeitslohn  im  Rahmen  seiner  per-
sönlichen Einkommensteuererklärung mit seinem individuellen Einkom-
mensteuersatz nachversteuern musste.

Auch wenn die finanziellen Konsequenzen im vorliegenden Fall  den Ar-
beitnehmer getroffen haben, sollten Arbeitgeber die Grundsätze des Ur-
teils  beachten.  Denn  das  Finanzamt  könnte  auch  sie  für  die  zu  niedrig
einbehaltene  Lohnsteuer  in  Haftung  nehmen.  Außerdem  fallen  für  sie
weniger Sozialversicherungsbeiträge an, wenn die Beschäftigung des Ar-
beitnehmers im Rahmen eines Midijobs erfolgt oder voll sozialversiche-
rungspflichtig ist.
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Pflichtverletzung bei Anlagenvermittlung:
Finanzdienstleister muss Millionen-Schadenersatz
zahlen

Das  Landgericht  (LG)  München  I  hat  einen  Finanzdienstleister  zur  Zah-
lung von drei Millionen Euro Schadenersatz an eine Gemeinde in Baden-
Württemberg wegen Pflichtverletzung wegen einer Auskunft verurteilt.

Nach den Feststellungen des Gerichts hatte die klagende Gemeinde im
November  2020 vermittelt  durch den beklagten Finanzdienstleister  mit
einer Bank einen Vertrag über eine Festgeldanlage in Höhe von drei Mil-
lionen Euro abgeschlossen. Der Finanzdienstleister hatte der Gemeinde
eine Übersicht  über  in  Betracht  kommende Festgeldanlagen zur  Verfü-
gung gestellt, bei der die Bonität der emittierenden Bank mit A- angege-
ben  war.  Tatsächlich  war  die  Bonität  auf  BBB+  herabgestuft  worden.
Über  das  Vermögen  der  Bank  wurde  am  16.03.2021  das  Insolvenzver-
fahren  eröffnet.  Das  Geld  war  verloren,  da  es,  was  unstreitig  bekannt
war, keine Sicherheit über den Einlagensicherungsfonds gab.

Die Gemeinde machte geltend, sie hätte bei Kenntnis des wahren Sach-
verhalts die Festgeldanlage nicht gezeichnet, sie sei zur Beachtung einer
A-Bonität auch verpflichtet gewesen. Der Finanzdienstleister meinte,  es
liege  zwischen  den  Parteien  kein  Vertragsverhältnis  vor.  Er  habe  rein
aufgrund eines Maklervertrags mit der Bank gehandelt, allein von dieser
habe  er  auch  Provision  erhalten.  Zwischen  ihm  und  der  Gemeinde  sei
weder  ein  Anlagevermittlungs-  noch  ein  Auskunftsvertrag  zustande  ge-
kommen. Selbst wenn ein Schaden vorläge, sei dieser nicht auf die Fehl-
information  über  das  Rating  zurückzuführen,  da  dessen  Verschlechte-
rung lediglich geringfügig sei.

Das LG München I hat entschieden, dass der Finanzdienstleister für sei-
ne  fehlerhaften  Angaben  haftet.  Zwar  ergäben  sich  aus  dem  zwischen
ihm und der Bank geschlossenen Maklervertrag grundsätzlich keine ver-
traglichen Pflichten gegenüber der Gemeinde. Ferner könne im Makler-
vertrag  kein  Vertrag  mit  Schutzwirkung  zugunsten  Dritter,  hier  der  Ge-
meinde, gesehen werden, der einen Schadenersatzanspruch für die Klä-
gerin rechtfertigen könnte.

Auch  bei  Bestehen  eines  Maklervertrages  könne  aber  zwischen  dem
Makler und dem Dritten ein weiteres, vom Maklervertrag unabhängiges
Vertragsverhältnis  bestehen.  Zwischen der  Gemeinde und dem Finanz-
dienstleister  sei  insoweit  konkludent  ein  Auskunftsvertrag  im  Rahmen
der Anlagevermittlung geschlossen worden.

Der  Finanzdienstleister  sei  gegenüber der  Gemeinde nämlich nicht  nur
als  "Makler",  sondern  unter  der  Bezeichnung

"Finanzierungen/Anlagevermittlung" aufgetreten. Er habe so als Vermitt-
ler  für  Finanzprodukte  und  darüber  hinaus  durch  das  Auftreten  seiner
Mitarbeiterin,  als  "Rating-Analyst  (univ.)"  für  sich besondere Sachkunde
reklamiert.  Die  Gemeinde  habe  durch  die  Inanspruchnahme  der  Leis-
tungen  des  Finanzdienstleisters  deutlich  gemacht,  dass  sie  auf  dessen
besondere Sachkunde und seine Verbindungen vertraue. Damit sei zwi-
schen den Parteien ein Vertragsverhältnis geschlossen worden.

Der Annahme eines Auskunftsvertrags stehe auch nicht entgegen, dass
die Gemeinde selbst keine Zahlungen an den Finanzdienstleister geleis-
tet  habe.  Es  sei  anerkannt,  dass  ein  Anlagevermittlungsvertrag  bezie-
hungsweise  ein  Auskunftsvertrag  auch  unentgeltlich  geschlossen  wer-
den könne und bei Vermittlern auch regelmäßig unentgeltlich geschlos-
sen werde.

Die falsche Auskunft des Finanzdienstleisters sei auch ursächlich für den
Anlagenkauf der Gemeinde gewesen. Diese hätte die fragliche Festgeld-
anlage nicht abgeschlossen, wenn sie zutreffend informiert worden wä-
re, dass die emittierende Bank tatsächlich nur über ein Rating von BBB+
verfügte.

Dabei  streite  im  Rahmen  eines  Anlagevermittlungsvertrags  für  die  Ge-
meinde  die  Vermutung  aufklärungsrichtigen  Verhaltens.  Diese  Vermu-
tung  habe  der  Finanzdienstleister  nicht  widerlegen  können.  Vielmehr
habe die Gemeinde die Ursächlichkeit der fehlerhaften Auskunft für ihre
Entscheidung nachweisen können.

LG München I, Urteil vom 24.04.2023 32 O 2905/22, nicht rechtskräftig

Bondstripping bei im Privatvermögen gehaltenen
Bundesanleihen: Aufteilung der Anschaffungskosten
bei Veräußerung der Zinsscheine

Im Fall des Bondstrippings von Bundesanleihen, die im Privatvermögen
gehalten  werden,  sind  bei  Veräußerung  der  Zinsscheine  die  Anschaf-
fungskosten  der  Anleihe  (samt  Zinsscheinen)  auf  die  Zinsscheine  und
den Anleihemantel (Stammrecht) aufzuteilen. Dies hat das Finanzgericht
(FG) Baden-Württemberg entschieden.

Der Kläger erwarb 2013 eine deutsche Bundesanleihe. Noch am Tag des
Kaufs erteilte er der depotführenden Bank den Auftrag, die Zinsscheine
vom Anleihemantel zu trennen. Einige Tage später verkaufte er die Zins-
scheine und erzielte einen Gewinn. Noch einige Tage später verkaufte er
das Stammrecht an die B-GmbH, deren Anteile er zu 50 Prozent hielt. In
der  Einkommensteuererklärung  erklärte  er  den  Erlös  aus  dem  Verkauf
der Zinsscheine als inländischen Gewinn aus der Veräußerung von Kapi-
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talanlagen im Sinne von § 20 Absatz 2 EStG. Aus dem Verkauf des Anlei-
hemantels erklärte er einen Veräußerungsverlust. Dabei zog er vom Ver-
äußerungspreis  die  gesamten  Anschaffungskosten  der  Bundesanleihe
ab. Das beklagte Finanzamt teilte die Anschaffungskosten auf den Anlei-
hemantel (Stammrecht) und die Zinsscheine auf. Die hiergegen gerichte-
te Klage hatte keinen Erfolg.

Das FG bestätigte die Auffassung des Finanzamtes. Sowohl die isolierte
Veräußerung der Zinsscheine (§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b EStG)
als auch die Veräußerung des Anleihemantels (§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 7
EStG) hätten zu Einkünften aus Kapitalvermögen geführt. Da der für Ein-
künfte aus Kapitalvermögen grundsätzlich geltende Abgeltungsteuersatz
von 25 Prozent nicht gelte, wenn Kapitalerträge nach § 20 Absatz 2 Satz
1 Nr. 7 EStG von einer Kapitalgesellschaft an einen Anteilseigner gezahlt
würden,  der  zu  mindestens  zehn  Prozent  an  der  Gesellschaft  beteiligt
sei,  unterliege  nur  der  Gewinn  aus  der  Veräußerung  der  Zinsscheine
dem Abgeltungsteuersatz, nicht aber der Gewinn beziehungsweise Ver-
lust  aus  der  Veräußerung  des  Anleihemantels  an  die  B-GmbH.  Dieser
unterliege  dem  allgemeinen  Steuertarif,  da  der  Kläger  im  Streitjahr  50
Prozent der Anteile der B-GmbH gehalten habe.

Nach § 20 Absatz 4 Satz 1 EStG sei der Veräußerungsgewinn der Unter-
schied zwischen den Einnahmen aus  der  Veräußerung nach Abzug der
Aufwendungen,  die  im  unmittelbaren  sachlichen  Zusammenhang  mit
dem  Veräußerungsgeschäft  stehen,  und  den  Anschaffungskosten.  Der
Begriff  der  Anschaffungskosten in  §  20 Absatz  4  Satz  1  EStG bestimme
sich nach dem handelsrechtlichen Anschaffungskostenbegriff des § 255
Absatz 1 Handelsgesetzbuch (HGB).

Für  den  Fall  des  Bondstrippings  von  im  Betriebsvermögen  gehaltenen
Anleihen  gehe  die  vorherrschende  Auffassung  davon  aus,  dass  die  ur-
sprünglichen  Anschaffungskosten  im  Verhältnis  der  jeweiligen  Markt-
werte  auf  das  Stammrecht  einerseits  und  die  Zinsscheine  andererseits
aufzuteilen  seien.  Eine  solche  Aufteilung  habe  auch  im  Fall  des  Bond-
strippings  bei  im  Privatvermögen  gehaltenen  Anleihen  zu  erfolgen,  so
das FG. Denn Anschaffungskosten im Sinne des § 255 Absatz 1 HGB lä-
gen  nach  dem  dieser  Norm  immanenten  Surrogationsgedanken  auch
dann vor, wenn ein ursprünglich vom Steuerpflichten angeschaffter Ver-
mögensgegenstand  durch  mehrere  andere  Vermögensgegenstände  er-
setzt  werde  und  sich  die  auf  den  ursprünglich  angeschafften  Vermö-
gensgegenstand  entfallenden Anschaffungskosten  anteilig  in  mehreren
Ersatzvermögensgegenständen  fortsetzen  würden.  Da  der  Anschaf-
fungskostenbegriff  gleichermaßen im Bereich der  Gewinneinkünfte wie
im  Bereich  der  Überschusseinkünfte  gelte,  sei  auch  im  Fall  des  Bond-
strippings  von  im  Privatvermögen  gehaltenen  Anleihen  eine  Aufteilung
der  ursprünglichen  Anschaffungskosten  der  ungetrennten  Anleihe  auf

den Anleihemantel und die Zinsscheine vorzunehmen.

Für diese Gleichbehandlung von im Betriebsvermögen einerseits bezie-
hungsweise  im  Privatvermögen  andererseits  gehaltenen  Bundesanlei-
hen spreche auch der Umstand, dass mit der Einführung der Abgeltung-
steuer  eine  vollständige  steuerrechtliche  Erfassung  aller  Wertverände-
rungen  im  Zusammenhang  mit  Kapitalanlagen  erreicht  werden  sollte.
Dafür  sei  die  traditionelle  quellentheoretische  Trennung  von  Vermö-
gens- und Ertragsebene für Einkünfte aus Kapitalvermögen aufgegeben
worden.  Die  Aufgabe der  Trennung von  Vermögens-  und Ertragsebene
im  Bereich  der  Kapitaleinkünfte  bewirke  eine  Angleichung  an  die  Be-
steuerung im betrieblichen Bereich.

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 04.05.2022, 4 K 2907/17, Rev.: VIII R
17/22
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Mietpreisbremse: Bundesrat will nachschärfen

Der  Bundesrat  dringt  auf  eine  Nachschärfung  der  so  genannten  Miet-
preisbremse. Sie soll nach dem Willen der Länder auch bei der Vermie-
tung  möblierter  Wohnungen  gelten.  Zudem  sollen  die  Regelungen  zur
Kurzzeitvermietung  präziser  gefasst  werden,  wie  aus  einem Gesetzent-
wurf der Länderkammer vom 16.06.2023 hervorgeht (BT-Drs. 20/7850).

Konkret sieht der Entwurf für die Vermietung möblierter Wohnungen in
"Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt" - den jeweils aus-
gewiesenen Geltungsbereichen der Mietpreisbremse - vor, dass ein Mö-
blierungszuschlag transparent ausgewiesen werden soll. Zudem sieht er
spezifische Regelungen vor, wie dieser Zuschlag zu berechnen ist.

Zur Begründung führt der Bundesrat an, durch die aktuelle Regelung be-
stehe  für  Vermieter  die  Möglichkeit,  die  Mietpreisbremse zu  umgehen.
"Um  zu  verdeutlichen,  dass  die  Mietpreisbremse  auch  für  möblierten
Wohnraum gilt, ist eine zusätzliche Regelung aufzunehmen, die festlegt,
dass ein Zuschlag für die von Vermieterinnen und Vermietern bereitge-
stellte  Möblierung  zwar  grundsätzlich  neben  der  ortsüblichen  Ver-
gleichsmiete verlangt  werden kann,  dieser jedoch separat  auszuweisen
ist", heißt es in dem Entwurf.

Zudem will der Bundesrat eine weitere Ausnahme der Mietpreisbremse
konkretisieren und einschränken.  So soll  der  Umgehung der Mietpreis-
bremse  durch  Kurzzeitvermietung  begegnet  werden.  "Um  der  derzeiti-
gen  Entwicklung  entgegentreten  zu  können,  soll  geregelt  werden,  dass
Mietverhältnisse  über  Wohnraum  zum  vorübergehenden  Gebrauch  in
der  Regel  nicht  vorliegen,  wenn  der  Mietzeitraum  sechs  Monate  oder
mehr  beträgt",  heißt  es  in  dem  Entwurf.  Dies  habe  zur  Folge,  "dass  in
diesen  Fällen  sämtliche  mieterschützende  Vorschriften,  insbesondere
die Mietpreisbremse sowie die Vorschriften über die Miethöhe, zum Tra-
gen  kommen,  falls  Vermieterinnen  und  Vermieter  sich  nicht  auf  eine
Ausnahmekonstellation berufen können".

In  ihrer  dem  Gesetzentwurf  beigefügten  Stellungnahme  geht  die  Bun-
desregierung  nicht  konkret  auf  die  Regelungsvorschläge  ein.  Sie  ver-
weist  auf  eigene mietpolitische Vorhaben und ein Forschungsvorhaben
zum  möblierten  Mietwohnungsmarkt.  "Die  Bundesregierung  wird  auf
der  Grundlage  dieses  Schlussberichts  sowie  gegebenenfalls  weiterer
Analysen  gesetzgeberische  Handlungsbedarfe  prüfen.  Dabei  wird  sich
die Bundesregierung auch vertieft mit den Vorschlägen des Bundesrates
auseinandersetzen", heißt es in der Stellungnahme.

Deutscher Bundestag, PM vom 07.08.2023

Grundsteuererklärung: Was tun bei Erinnerung des
Finanzamtes trotz vermeintlich richtiger Abgabe?

Derzeit  versenden  die  Finanzämter  Erinnerungsschreiben  an  die  Erklä-
rungspflichtigen,  die noch keine Grundsteuererklärung oder vermutlich
zu wenige Erklärungen abgegeben haben.

Die rheinland-pfälzischen Finanzämter hätten als Service in der Regel al-
len  Eigentümern  im  Zeitraum  Mai  bis  August  2022  für  jedes  Aktenzei-
chen  ein  Informationsschreiben  mit  Ausfüllhilfe  geschickt,  so  das  Lan-
desamt für Steuern (LfSt) Rheinland-Pfalz. Wer an die Abgabe der Erklä-
rung erinnert wurde, sollte die hier enthaltenen Angaben und Ausfüllhil-
fen nutzen und mit seinen eventuell bereits übermittelten Angaben ver-
gleichen.  Das  Aktenzeichen  stehe  in  allen  Schreiben  des  Finanzamts
oben auf der ersten Seite.

Sodann geht das LfSt  auf  die häufigsten Gründe für fehlende Erklärun-
gen ein:

So könne es sein, dass die Erklärung unter einem anderen Aktenzeichen
verarbeitet  wurde  als  im  Informationsschreiben  mitgeteilt.  Da  die  Zah-
lenfolge  mit  17  Ziffern  sehr  lang  ist,  führe  dies  in  der  Praxis  häufig  zu
Fehlern. Wer elektronisch, zum Beispiel per ELSTER übermittelt hat, kön-
ne  über  "Mein  ELSTER"  unter  "Meine  Formulare"  in  den  übermittelten
Formularen prüfen, ob und unter welchem Aktenzeichen eine Übermitt-
lung erfolgt  ist.  Bei  Rückfragen sei  dieses Aktenzeichen anzugeben,  da-
mit die Finanzämter zielgerichtet recherchieren können.

In einigen Fällen werde ein Grundstück bisher unter mehreren Aktenzei-
chen geführt, so das LfSt weiter. Deshalb werde für jedes Aktenzeichen
und gegebenenfalls für einzelne Grundstücksteile eine eigene Erklärung
erwartet. Im Erinnerungsschreiben sei in diesen Fällen nur das Aktenzei-
chen angegeben, für das noch keine Erklärung vorliegt.  Haben Eigentü-
mer  bisher  getrennt  geführte  Grundstücksteile  unter  einem  Aktenzei-
chen zusammengefasst und in einer Erklärung übermittelt, seien die üb-
rigen Aktenzeichen unter Angabe des verwendeten Aktenzeichens dem
zuständigen  Finanzamt  formlos  per  Brief  oder  Mail  mitzuteilen.  Damit
werde das Finanzamt in die Lage versetzt,  diese Aktenzeichen aus dem
Erinnerungsverfahren herauszunehmen.

Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben gelte neu, dass das Wohn-
haus  beziehungsweise  der  Wohnteil  sowie  der  zugehörige  Grund  und
Boden  dem  Grundvermögen  (Grundsteuer  B)  zuzuordnen  ist  und  folg-
lich entsprechend bewertet wird. In diesen Fällen sei daher eine separa-
te Erklärung mit eigenem Aktenzeichen zu übermitteln.
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Verwechslung  mit  Angaben  für  den  ZENSUS:  Wer  einen  frankierten
Rückumschlag verschickt  hat  oder einen Online-Fragebogen -  ohne An-
gabe eines Aktenzeichens und einer Steuernummer - ausgefüllt hat, ha-
be aller Wahrscheinlichkeit nach nicht die Grundsteuererklärung ans Fi-
nanzamt  gesendet,  sondern  die  Fragen  des  Statistischen  Landesamtes
beantwortet.

Es könne auch vorkommen, dass das Finanzamt einen falschen Adressa-
ten angeschrieben hat.  Die Erklärungen müssten von denjenigen abge-
geben werden, die am Stichtag 01.01.2022 Eigentümer des Grundbesit-
zes waren. Sollte versehentlich eine Erinnerung an die Erklärungsabgabe
an falsche Adressaten gesendet  worden sein,  weil  der  Grundbesitz  vor
dem  Stichtag  01.01.2022  verkauft  wurde,  so  sollte  umgehend  das  Fi-
nanzamt informiert werden.

Abschließend weist das LfSt darauf hin, dass die Finanzämter aufgrund
der enormen Anzahl zu bearbeitender Erklärungen und Rückfragen der-
zeit extrem ausgelastet sind. Daher könne die Beantwortung von Anfra-
gen länger dauern.

Informationen  und  Hilfestellungen,  zum  Beispiel  Klickanleitungen  zum
Ausfüllen der  Grundsteuererklärung in  ELSTER,  fänden sich  auch unter
"www.fin-rlp.de/grundsteuer".

Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz, PM vom 21.07.2023

Steuerbefreiung für bestimmte Photovoltaikanlagen:
Zum persönlichen und sachlichen
Anwendungsbereich

Die Steuerbefreiung für bestimmte Photovoltaikanlagen (§ 3 Nr. 72 Ein-
kommensteuergesetz  -  EstG)  gilt  für  natürliche Personen,  Mitunterneh-
merschaften und Körperschaften. Dies stellt das Bundesfinanzministeri-
um (BMF) in einem aktuellen Schreiben zum persönlichen Anwendungs-
bereich der Steuerbefreiung klar.

Zum sachlichen Anwendungsbereich führt das BMF aus, dass für Zwecke
des § 3 Nr. 72 Satz 1 EStG die Bruttoleistung nach dem Marktstammda-
tenregister  in  Kilowatt  (peak)  maßgeblich  sei.  Eine  Photovoltaikanlage
bestehe  dabei  im  Wesentlichen  aus  Solarmodulen,  Wechselrichter  und
Einspeisezähler. Begünstigt seien mit Gewinnerzielungsabsicht betriebe-
ne Photovoltaikanlagen, die sich auf, an oder in dem jeweiligen Gebäude
befinden (einschließlich Nebengebäude, wie zum Beispiel Gartenhäuser,
Garagen,  Carports).  Begünstigt  sind laut  BMF auch dachintegrierte und
so  genannte  Fassadenphotovoltaikanlagen.  Die  Photovoltaikanlage  sei
ertragsteuerlich  als  ein  selbstständiges  bewegliches  Wirtschaftsgut  zu

behandeln.

Zum  Umfang  der  Steuerbefreiung  heißt  es  in  dem  Schreiben,  umfasst
seien Einnahmen und Entnahmen unabhängig von der Verwendung des
von  der  Photovoltaikanlage  erzeugten  Stroms.  Zu  den  Einnahmen  ge-
hörten insbesondere die  Einspeisevergütung,  Entgelte  für  anderweitige
Stromlieferungen  (zum  Beispiel  an  Mieter),  Vergütungen  für  das  Aufla-
den von Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugen, Zuschüsse und bei der
Einnahmenüberschussrechnung  vereinnahmte  und  erstattete  Umsatz-
steuer.  Entnahmen  liegen  laut  BMF  vor,  wenn  der  Strom  für  betriebs-
fremde Zwecke verwendet wird.

Das ausführliche Schreiben des BMF steht auf den Seiten des Ministeri-
ums (www.bundesfinanzministerium.de) als pdf-Datei zur Verfügung.

Bundesfinanzministerium,  Schreiben  vom  17.07.2023,  IV  C  6  -  S
2121/23/10001 :001
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Angestellte

Betriebsratsvorsitzender kann nicht zugleich
Datenschutzbeauftragter sein

Der Vorsitz im Betriebsrat steht einer Wahrnehmung der Aufgaben des
Beauftragten für den Datenschutz typischerweise entgegen und berech-
tigt  den  Arbeitgeber  in  aller  Regel,  die  Bestellung  zum  Datenschutzbe-
auftragten  nach  Maßgabe  des  Bundesdatenschutzgesetzes  (BDSG)  in
der bis zum 24.05.2018 gültigen Fassung (a.F.) zu widerrufen. Dies stellt
das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Der  bei  der  Beklagten  angestellte  Kläger  ist  Betriebsratsvorsitzender
und in dieser Funktion teilweise von der Arbeit freigestellt. Mit Wirkung
zum 01.06.2015  wurde  er  von  der  Beklagten  und  weiteren  in  Deutsch-
land  ansässigen  Tochtergesellschaften  zum  Datenschutzbeauftragten
bestellt. Auf Veranlassung des Thüringer Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit widerriefen die Beklagte und die weite-
ren Konzernunternehmen die Bestellung des Klägers am 01.12.2017 we-
gen  einer  Inkompatibilität  der  Ämter  mit  sofortiger  Wirkung.  Nach  In-
krafttreten der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) beriefen sie den
Kläger  vorsorglich  mit  Schreiben  vom 25.05.2018  gemäß Artikel  38  Ab-
satz 3 Satz 2 DSGVO als Datenschutzbeauftragten ab.

Der Kläger macht geltend, seine Rechtsstellung als betrieblicher Daten-
schutzbeauftragter der Beklagten bestehe unverändert fort. Die Beklag-
te  meint,  Interessenkonflikte  bei  der  Wahrnehmung  der  Aufgaben  als
Datenschutzbeauftragter und Betriebsratsvorsitzender ließen sich nicht
ausschließen.  Die  Unvereinbarkeit  beider  Ämter  stelle  einen  wichtigen
Grund zur Abberufung des Klägers dar.

Das BAG hat  den Widerruf  der  Bestellung vom 01.12.2017 bestätigt.  Er
sei aus wichtigem Grund im Sinne des § 4f Absatz 3 Satz 4 BDSG a.F. in
Verbindung mit  §  626 Absatz  1  Bürgerliches  Gesetzbuch gerechtfertigt.
Ein  solcher  liegt  laut  BAG vor,  wenn der  zum Datenschutzbeauftragten
bestellte Arbeitnehmer die für die Aufgabenerfüllung erforderliche Fach-
kunde oder Zuverlässigkeit im Sinne des § 4f Absatz 2 Satz 1 BDSG a.F.
nicht (mehr) besitzt.

Die Zuverlässigkeit könne in Frage stehen, wenn Interessenkonflikte dro-
hen.  Ein  abberufungsrelevanter  Interessenkonflikt  sei  anzunehmen,
wenn der Datenschutzbeauftragte innerhalb einer Einrichtung eine Posi-
tion bekleidet, die die Festlegung von Zwecken und Mitteln der Verarbei-
tung  personenbezogener  Daten  zum  Gegenstand  hat.  Dabei  seien  alle
relevanten  Umstände  des  Einzelfalls  zu  würdigen.  Diese  vom  Europäi-
schen Gerichtshof am 09.02.2023 (C-453/21) zu einem Interessenkonflikt
im  Sinne  des  Artikels  38  Absatz  6  Satz  2  DSGVO  vorgenommene  Wer-
tung gelte  nicht  erst  seit  Novellierung des  Datenschutzrechts  aufgrund

der  DSGVO.  Sie  habe  vielmehr  bereits  der  Rechtslage  im  Geltungsbe-
reich des BDSG a.F. entsprochen.

Die Aufgaben eines Betriebsratsvorsitzenden und eines Datenschutzbe-
auftragten könnten danach typischerweise nicht durch dieselbe Person
ohne Interessenkonflikt ausgeübt werden, erläutert das BAG. Personen-
bezogene Daten dürften dem Betriebsrat nur zu Zwecken zur Verfügung
gestellt  werden,  die  das  Betriebsverfassungsgesetz  ausdrücklich  vor-
sieht.  Der  Betriebsrat  entscheide  durch  Gremiumsbeschluss  darüber,
unter  welchen  konkreten  Umständen  er  in  Ausübung  seiner  gesetzli-
chen Aufgaben welche personenbezogenen Daten vom Arbeitgeber for-
dert und auf welche Weise er diese anschließend verarbeitet. In diesem
Rahmen lege er die Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten fest.

Inwieweit  jedes  an  der  Entscheidung  mitwirkende  Mitglied  des  Gremi-
ums als Datenschutzbeauftragter die Einhaltung der gesetzlichen Pflich-
ten  des  Datenschutzes  hinreichend  unabhängig  überwachen  kann,  be-
durfte laut BAG keiner abschließenden Entscheidung. Jedenfalls die her-
vorgehobene  Funktion  des  Betriebsratsvorsitzenden,  der  den  Betriebs-
rat im Rahmen der gefassten Beschlüsse vertritt, hebe die zur Erfüllung
der Aufgaben eines Datenschutzbeauftragten erforderliche Zuverlässig-
keit im Sinne des § 4f Absatz 2 Satz 1 BDSG a.F. auf.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 06.06.2023, 9 AZR 383/19

Endgehaltsbezogene Betriebsrente: Zulässige
Berechnung bei Teilzeit

Eine Betriebsrentenzusage kann zulässig auf das im letzten Kalenderjahr
vor  dem  Ausscheiden  durchschnittlich  bezogene  Monatsgehalt  abstel-
len,  um die  Betriebsrentenleistungen zu berechnen,  und dieses  im Fall
von Teilzeitbeschäftigung innerhalb der letzten zehn Jahre vor dem Aus-
scheiden  mit  einem  Faktor  für  den  durchschnittlichen  Beschäftigungs-
umfang in diesem Zeitraum modifizieren. Hierin liegt keine unzulässige
Benachteiligung von Teilzeitbeschäftigten, wie das Bundesarbeitsgericht
(BAG) klarstellt.

Die  Parteien  streiten  über  die  Berechnung der  Betriebsrente.  Die  1964
geborene  Klägerin  war  bei  der  Beklagten  seit  August  1984  zunächst  in
Vollzeit und ab Mai 2005 bis zu ihrem Ausscheiden im September 2020
in Teilzeit beschäftigt. Die Versorgungsrichtlinien sahen eine Altersrente
vor, die sich aus einem Festrentenbetrag mal Dienstjahren ergab, wobei
sich der Festrentenbetrag nach folgender Formel errechnete: Rentenfä-
higes  Einkommen/Beitragsbemessungsgrenze  x  Renteneckwert.  Das
rentenfähige Einkommen sollte ein Zwölftel des Einkommens betragen,
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das der Mitarbeiter im letzten Kalenderjahr vor Eintritt des Versorgungs-
falles  beziehungsweise  dem  vorzeitigen  Ausscheiden  bezogen  hatte.
War  ein  Mitarbeiter  innerhalb  der  letzten  zehn  anrechnungsfähigen
Dienstjahre  ganz  oder  teilweise  teilzeitbeschäftigt,  veränderte  sich  der
Festrentenbetrag  in  dem  Verhältnis,  in  dem  die  durchschnittliche  Ar-
beitszeit  des Mitarbeiters während der letzten zehn Dienstjahre zu sei-
ner  Arbeitszeit  innerhalb  des  Kalenderjahres  vor  dem  Eintritt  des  Ver-
sorgungsfalles  beziehungsweise  dem  vorzeitigen  Ausscheiden  gestan-
den hatte.

Die  Klägerin meint,  ihr  stehe wegen der  früheren Vollzeitbeschäftigung
eine  höhere  Betriebsrente  zu.  Die  Berechnung  der  Beklagten  verstoße
gegen  den  Pro-rata-temporis-Grundsatz  und  damit  gegen  das  Verbot
der Diskriminierung wegen der Teilzeit. Nicht nur die letzten zehn Jahre,
sondern ihre gesamte Beschäftigungszeit müsse quotiert berücksichtigt
werden. Die Beklagte ist der Ansicht, der Lebensstandard verfestige sich
im Bezugszeitraum vor dem Ausscheiden. Es sei zulässig, Leistungen der
betrieblichen  Altersversorgung  für  Teilzeitbeschäftigte  im Verhältnis  ih-
res Beschäftigungsumfangs zu kürzen.

Die Klage blieb in allen Instanzen erfolglos. Bei einer endgehaltsbezoge-
nen Betriebsrentenzusage dürfe, selbst wenn diese zudem die erbrach-
te  Dienstzeit  honoriert,  auf  das  zuletzt  maßgebliche  Entgelt  auch  bei
Teilzeitkräften abgestellt  werden,  so  das  BAG.  Die  endgehaltsbezogene
Betriebsrente  diene  insoweit  dem  legitimen  Zweck  der  Erhaltung  des
letzten  im  Erwerbsleben  erarbeiteten  Lebensstandards  im  Ruhestand.
Hierbei  sei  es  nicht  zu  beanstanden,  wenn  die  Zusage  einen  Betrach-
tungszeitraum  von  zehn  Jahren  vor  dem  Ausscheiden  zur  Bestimmung
des  maßgeblichen  durchschnittlichen  Beschäftigungsumfangs  von  Teil-
zeitbeschäftigten zugrunde legt. Diese würden dadurch nicht unzulässig
benachteiligt.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20.06.2023, 3 AZR 221/22

Mutterschaftsgeld: Zur Anrechnung von Provisionen
während ärztlichen Beschäftigungsverbots

Provisionen,  die  erst  während  eines  ärztlichen  Beschäftigungsverbots
nach  §  16  Mutterschutzgesetz  (MuSchG)  vom 23.05.2017  fällig  werden,
kommen nur dann und nur in dem Umfang zur Auszahlung, als sie den
nach  §  18  Satz  2  MuSchG  errechneten  Mutterschutzlohn  übersteigen.
Dies hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Niedersachsen entschieden

Die  Klägerin  war  als  Vertriebsmitarbeiterin  der  Beklagten  beschäftigt
und erzielte  neben fixen  Bezügen variable  Vergütungsbestandteile.  Die
Parteien  stritten  über  die  Frage,  ob  die  von  der  Klägerin  erworbenen

Provisionsbeträge  auf  das  Mutterschaftsgeld  anzurechnen  waren,  das
die  Beklagte  während  eines  ärztlich  angeordneten  Beschäftigungsver-
bots ausgezahlt bekam.

Das  LAG  Niedersachsen  hat  die  erstinstanzliche  klagabweisende  Ent-
scheidung des Arbeitsgerichts Hildesheim vom 24.08.2022 bestätigt und
die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Die zugelassene Revision ist
nicht eingelegt worden.

Landesarbeitsgericht Niedersachsen, Urteil vom 20.02.2023, 2 Ca 27/22
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Familie und
Kinder

Kindergeldberechtigung: Nachweis seelischer
Behinderung durch Gutachten eines
Diplom-Psychologen

Der  Nachweis  einer  seelischen  Behinderung  und  der  behinderungsbe-
dingten Unfähigkeit zum Selbstunterhalt im Sinne des § 32 Absatz1 und
Absatz  4  Satz  1  Nr.  3  Einkommensteuergesetz  kann auch  durch  Einho-
lung  eines  Sachverständigengutachtens  eines  Diplom-Psychologen  und
Psychologischen  Psychotherapeuten  erfolgen.  Dies  hat  das  Finanzge-
richt (FG) Hamburg entschieden.

Im zugrunde liegenden Fall  war streitig,  ob die Tochter der Klägerin als
behindertes  Kind,  das  wegen seiner  Behinderung  außerstande  ist,  sich
selbst zu unterhalten, kindergeldrechtlich zu berücksichtigen ist.

Die  Behinderung  müsse  nicht  durch  einen  Arzt  festgestellt  werden,  so
das FG Hamburg. Denn nach § 82 Finanzgerichtsordnung in Verbindung
mit § 404 der Zivilprozessordnung stehe die Auswahl des Sachverständi-
gen im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichtes.

Das Urteil des FG ist nicht rechtskräftig. Es wurde Revision zum Bundes-
finanzhof (BFH) eingelegt (II R 9/23).

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 23.03.2023, 5 K 191/19

Fortdauernde Unterbringung in Kinderheim wegen
Sorgerechtsstreit regelmäßig pflichtwidrig

Die  Fremdunterbringung  eines  Kindes  wegen  seiner  Belastung  durch
den  zwischen  seinen  getrenntlebenden  Eltern  schwelenden  Sorge-
rechtsstreits  ist  regelmäßig  unverhältnismäßig.  Wegen  Verletzung  des
allgemeinen Persönlichkeitsrechts sprach das Oberlandesgericht Frank-
furt  am Main  (OLG)  dem Kläger  eine  Entschädigung in  Höhe von 3.000
Euro zu.

Der Kläger nimmt die beklagte Stadt Frankfurt am Main auf Schadenser-
satz wegen seiner Unterbringung in einem Kinderheim in Anspruch. Die
getrenntlebenden  Eltern  des  Klägers  stritten  über  das  Sorgerecht.  Der
damals  sechsjährige  Kläger  lebte  bei  seiner  Mutter  und hatte  regelmä-
ßig  Umgang  mit  seinem  Vater.  Der  Vater  informierte  das  Jugendamt,
dass der Kläger ihm mitgeteilt habe, von der Mutter geschlagen worden
zu  sein;  das  Jugendamt  erhielt  auch  ein  entsprechendes  ärztliches  At-
test.  Daraufhin nahm das Jugendamt den Kläger  in  Obhut  und brachte
den  Kläger  in  einem  Kinderheim  unter.  Das  Familiengericht  übertrug
dem Jugendamt das Aufenthaltsbestimmungsrecht.  Die Eltern widerrie-
fen  knapp  drei  Wochen  nach  der  Unterbringung  ihre  zunächst  erteilte

Zustimmung.  Knapp vier  Monate  später  wurde der  familiengerichtliche
Beschluss  vorläufig  ausgesetzt  und  der  Kläger  kehrte  zu  seiner  Mutter
zurück.  Nachfolgend  hob  das  OLG  im  Sorgerechtsverfahren  den  Be-
schluss  auf  und  übertrug  das  Sorgerecht  auf  den  Vater.  Dort  lebt  der
Kläger seitdem.

Der  Kläger  begehrt  Entschädigung  wegen  der  erlittenen  Trennung  von
seinen Eltern.

Das  Landgericht  hatte  die  Klage  abgewiesen.  Die  hiergegen  eingelegte
Berufung des Klägers hatte vor dem OLG teilweise Erfolg.  Die Stadt  als
Trägerin des Jugendamtes wurde verurteilt, wegen Verletzung seines all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts an den Kläger 3.000 Euro zu zahlen und
für künftige Schäden einzustehen.

Zur Begründung betonte das OLG zunächst,  dass die anfängliche Inob-
hutnahme  keine  schuldhafte  Amtspflichtverletzung  dargestellt  habe.
Insbesondere sei nicht feststellbar, dass das Jugendamt den Sachverhalt
unzureichend ermittelt  oder  durch eine fehlerhafte  Antragsstellung die
gerichtliche Entscheidung maßgeblich beeinflusst habe. Darüber hinaus
liege  die  Verantwortung  für  die  Entscheidung  über  das  Aufenthaltsbe-
stimmungsrecht allein beim Familiengericht. Zum Zeitpunkt der Übertra-
gung des Aufenthaltsbestimmungsrechts auf das Jugendamt hätten die
Eltern der Übertragung auch zugestimmt.

Pflichtwidrig  habe  aber  die  zuständige  Mitarbeiterin  des  Jugendamtes
das  Aufenthaltsbestimmungsrecht  auch  nach  Ablauf  einer  kurzen  Zeit-
spanne  weiterhin  zugunsten  einer  Fremdunterbringung  ausgeübt.  Die
Fremdunterbringung  eines  Kindes  aus  Anlass  eines  tiefgreifenden  El-
ternkonfliktes  sei  nur  dann  gerechtfertigt,  ,,wenn  der  permanente  El-
ternkonflikt das Kindeswohl in hohem Maße und mit hoher Wahrschein-
lichkeit gefährdet". Zu berücksichtigen sei dabei stets der Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz. ,,Die Folgen der Fremdunterbringung dürften für das
Kind  nicht  gravierender  sein  als  die  Folgen  eines  Verbleibs  in  der  Her-
kunftsfamilie", stellte das OLG klar.

Hier könne die Inobhutnahme und Unterbringung in einem Kinderheim
abgesehen  von  einer  kurzen  Übergangszeit  nicht  damit  gerechtfertigt
werden,  dass  der  Kläger  von seiner  Mutter  geschlagen wurde.  Der  Ge-
fahr erneuter Misshandlungen habe vielmehr dadurch begegnet werden
können, dass der Kläger bis zur endgültigen Entscheidung über das Sor-
gerecht  bei  seinem  Vater  untergebracht  wurde.  Ein  solcher  sofortiger
Ortswechsel  habe  mit  entsprechenden  Unterstützungsleistungen  auch
begleitet werden können.

Der  heftige  und  langwierige  Streit  der  Eltern  über  das  Sorge-  und  Um-
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gangsrecht  rechtfertige  dagegen  angesichts  der  mit  der  Fremdunter-
bringung einhergehenden Belastungen nicht deren Fortdauer. ,,Kindern,
die in einem hochkonflikthaften Streit zwischen den Elternteilen, die sie
beide  lieben,  hineingezogen  werden,  sei  nicht  damit  gedient,  dass  sie
mit  der  Folge  einer  nachhaltigen  Beeinträchtigung  ihre  Beziehung  zu
beiden  Elternteilen  außerhalb  der  Familie  untergebracht  würden",  un-
termauerte  das  OLG  dies  unter  Verweis  auf  familiengerichtliche  Recht-
sprechung. Die ursprüngliche Herausnahme aus der Familie sei lediglich
als kurzfristige Maßnahme veranlasst gewesen, in deren Verlauf eine Be-
ruhigung eintreten sollte. Eine längere, monatelange Trennung von den
Eltern habe der Kläger dagegen nicht als Entlastung von dem elterlichen
Konflikt  erleben  können,  sondern  als  ungerechtfertigte  Folge  dessen,
dass er sich über die Misshandlungen durch seine Mutter beschwert ha-
be.

OLG  Frankfurt,  Pressemitteilung  vom  18.08.2023  zum  Urteil  1  U  6/21
vom 27.07.2023

Familienpflegezeit: Keine Freistellung in Blockphasen

Berufstätige können zur Pflege von Angehörigen bis zu 24 Monate ihre
Arbeitszeit  verkürzen  (auf  mindestens  15  Stunden).  Darauf  besteht  in
den  meisten  Fällen  ein  Rechtsanspruch.  Kein  Rechtsanspruch  besteht
darauf,  die  Arbeitszeit  in  der  Familienzeit  zu  »blocken«,  also  teilweise
voll und dann wieder gar nicht zu arbeiten. So entschied das Arbeitsge-
richt Bonn rechtskräftig.

Wenn Erwerbstätige ihre Angehörigen pflegen und dafür arbeitsrechtli-
che Ansprüche geltend machen möchten, macht es Ihnen der Gesetzge-
ber  recht  schwer.  Klarer  formuliert:  Der  Gesetzgeber  hat  hier  mit  zwei
verschiedenen  Gesetzen  und  zwei  verschiedenen  Modellen  ein  ziemli-
ches Chaos geschaffen.

Da gibt es zunächst die sogenannte Pflegezeit: Für maximal sechs Mona-
te  kann  ein  Arbeitnehmer  für  die  Angehörigenpflege  eine  Auszeit  vom
Job nehmen oder - wahlweise - auch bis zu sechs Monate die Arbeitszeit
verkürzen.

Für eine längere Zeit der Pflege - von bis zu 24 Monaten - kommt nur die
sogenannte  Familienpflegezeit  infrage.  Der  Gesetzgeber  hat  diese  als
Kombination  von  Teilzeitjob  (mit  mindestens  15  Wochenstunden)  und
Pflege konzipiert. Anders formuliert: Eine Auszeit für die Pflege ist in die-
sem Modell nicht vorgesehen. Der Haken dabei ist allerdings: Wer Ange-
hörige pflegt, dessen Tag ist vielfach durch Pflegetätigkeiten zerstückelt.
Eine »normale« Teilzeitarbeit ist hiermit mitunter kaum vereinbar.

Genau das brachte einen Berufskraftfahrer auf die Idee, die Familienzeit
ganz  ähnlich  wie  die  Altersteilzeit  zu  organisieren:  als  Blockmodell,  bei
dem  sich  jeweils  Phasen  der  Freistellung  und  Vollzeitarbeit  abwechsel-
ten.

Das  Arbeitsgericht  Bonn  befand,  im  Prinzip  erfülle  der  Betroffene  alle
Bedingungen für  eine  Bewilligung  der  Familienpflegezeit  durch  den Ar-
beitgeber. Er wolle seine Mutter pflegen, also eine nahe Angehörige. Zu-
dem sei diese bereits in Pflegegrad 2 eingruppiert. Sein Arbeitgeber ha-
be mehr als 25 Beschäftigte. Also müsse die Familienpflegezeit bewilligt
werden - aber eben als Teilzeitmodell.

Die  Rechtslage  ist  aber  klar:  Arbeitnehmer  haben  keinen  Rechtsan-
spruch  darauf,  dass  eine  Zeit  der  Pflege  nach  dem  Familienpflegezeit-
Konzept  ihnen  im  Blockmodell  gewährt  wird  (ArbG  Bonn,  Urteil  vom
27.4.2022, Az. 4 Ca 2119/21).

Es  spricht  jedoch nichts  dagegen,  wenn Arbeitgeber  und Arbeitnehmer
dies einvernehmlich regeln.
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Bundesarbeitsgericht entscheidet zu
betriebsbedingter Kündigung in der Insolvenz

Ist  eine Betriebsänderung iSd.  §  111 BetrVG geplant  und schließen der
Insolvenzverwalter  und  der  Betriebsrat  darüber  einen  Interessenaus-
gleich mit Namensliste, wird nach § 125 Abs. 1 Nr. 1 InsO vermutet, dass
die  Kündigung  des  in  der  Namensliste  aufgeführten  Arbeitnehmers
durch dringende betriebliche Erfordernisse iSv. § 1 Abs. 2 KSchG bedingt
ist. So entschied aktuell das Bundesarbeitsgericht (BAG).

Im  Zeitpunkt  des  Abschlusses  des  Interessenausgleichs  muss  sich  die
Betriebsänderung noch in der Planungsphase befinden, damit dem Be-
triebsrat  entsprechend dem Zweck  des  §  111  BetrVG eine  Einflussnah-
me auf die unternehmerische Entscheidung möglich ist.

Der Kläger war seit 2011 bei der Insolvenzschuldnerin, einem Unterneh-
men  der  Herstellung  und  des  Vertriebs  von  Spezialprofilen  aus  Stahl
und  Stahlerzeugnissen  mit  ca.  400  Arbeitnehmern,  tätig.  Der  beklagte
Insolvenzverwalter  schloss  vor  dem  Hintergrund  einer  geplanten  Be-
triebsstilllegung mit dem bei der Schuldnerin gebildeten Betriebsrat am
29.  Juni  2020  einen  Interessenausgleich  mit  drei  verschiedenen,  insge-
samt  sämtliche  Arbeitnehmer  aufführenden  Namenslisten.  Der  Kläger
war auf der zweiten Liste namentlich genannt. Nach Unterzeichnung des
Interessenausgleichs  kündigte  der  Insolvenzverwalter  das  Arbeitsver-
hältnis  des  Klägers  betriebsbedingt  mit  Schreiben  vom  29.  Juni  2020
zum  31.  Mai  2021  und  wegen  einer  behaupteten  Schwerbehinderung
vorsorglich  ein  weiteres  Mal  mit  Schreiben  vom  20.  August  2020  zum
selben  Kündigungstermin.  Das  Landesarbeitsgericht  hat  die  Kündigun-
gen als unwirksam angesehen.

Die Revision des Beklagten hatte vor dem Sechsten Senat des Bundesar-
beitsgerichts  Erfolg.  Die  Kündigung  vom  20.  August  2020  hat  das  Ar-
beitsverhältnis  des  Klägers,  der  rechtskräftig  festgestellt  keinen  beson-
deren  Kündigungsschutz  infolge  einer  Schwerbehinderung  genießt,
wirksam  zum  31.  Mai  2021  beendet.  Die  Kündigung  ist  jedenfalls  auf-
grund der Vermutung des § 125 Abs. 1 Nr.  1 InsO, dass sie durch drin-
gende betriebliche Erfordernisse bedingt ist, wirksam. Der Beklagte hat -
entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts -  hinreichend darge-
legt, dass die der Kündigung zugrunde liegende Betriebsänderung iSd. §
111 BetrVG gem. § 125 Abs. 1 Satz 1 InsO geplant war. Die diesbezügli-
che Vermutungswirkung hat der Kläger nicht widerlegt. Auf die Wirksam-
keit  der  zum  selben  Beendigungstermin  ausgesprochenen  Kündigung
vom 29. Juni 2020 und die im Lauf des Verfahrens von den Parteien er-
örterten  prozessualen  Probleme  kam  es  für  die  Entscheidung  des  Se-
nats daher nicht an.

BAG,  Pressemitteilung  vom  17.8.2023  zu  Urteil  vom  17.8.2023,  6  AZR
56/23

Sozialversicherungsschutz ausländischer
Saisonbeschäftigter: Arbeitgeber trifft Meldepflicht

Seit  dem  01.01.2022  haben  Arbeitgeber  eine  Meldepflicht  über  die  Art
der  krankenversicherungsrechtlichen  Absicherung  von  Saisonbeschäf-
tigten,  die  kurzfristig  beschäftigt  sind.  Das  geht  aus  der  Antwort  der
Bundesregierung  (BT-Drs.  20/7659)  auf  eine  Kleine  Anfrage  (BT-Drs.
20/7322)  der  Fraktion  Die  Linke  zum  "Sozialversicherungsschutz  von
ausländischen Saisonbeschäftigten" hervor.

Demnach ist  aus  dem Meldedatensatz  des  Arbeitgebers  erkennbar,  ob
die  kurzfristig  beschäftigte  Saisonarbeitskraft  als  gesetzlich  oder  privat
krankenversichert beziehungsweise als anderweitig im Krankheitsfall ab-
gesichert  gekennzeichnet  ist.  Darüber  hinaus  ist  der  Arbeitgeber  ver-
pflichtet, den Nachweis eines Krankenversicherungsschutzes zu den Ent-
geltunterlagen zu nehmen.

Weiter führt die Regierung aus, dass eine Person grundsätzlich dem Sys-
tem der sozialen Sicherheit  des Staates unterliege,  in  dem sie beschäf-
tigt sei. Eine in Deutschland bei einem deutschen Arbeitgeber als Saison-
arbeitskraft  beschäftigte  Person  unterliege  deshalb  in  der  Regel  dem
deutschen System der sozialen Sicherheit einschließlich den Regelungen
zur Krankenversicherung.

Deutscher Bundestag, PM vom 04.08.2023

Über Mindesturlaub hinausgehender nicht
genommenen Urlaub: Keine finanzielle Abgeltung

Ein Beamter kann bei einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand ei-
ne finanzielle Abgeltung von nicht genommenen Urlaubstagen nur inso-
weit verlangen, als im entsprechenden Kalenderjahr der unionsrechtlich
gewährleistete  Mindesturlaubsanspruch  von  20  Tagen  nicht  ausge-
schöpft  worden  ist.  Dies  hat  das  Verwaltungsgericht  (VG)  Koblenz  ent-
schieden und die Klage eines Ruhestandsbeamten abgewiesen.

Der im Januar 2022 vorzeitig  in  den Ruhestand versetzte Beamte hatte
2020 23 Urlaubstage und einen so genannten Arbeitsverkürzungstag in
Anspruch  genommen.  Nachdem  sein  Antrag  auf  finanzielle  Abgeltung
von  im  Jahr  2020  nicht  genommenen  Urlaubstagen  einschließlich  vor-
handener Resturlaubstage abgelehnt worden war,  verfolgte er sein Be-
gehren im Klageweg weiter.
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Die  Klage  hatte  keinen  Erfolg.  Nach  den  entsprechenden  gesetzlichen
Vorschriften  könne  ein  vorzeitig  in  den  Ruhestand  versetzter  Beamter
eine  finanzielle  Abgeltung  von  Urlaubstagen  nur  in  Höhe  des  unions-
rechtlich  gewährleisteten  Mindesturlaubs  von  20  Tagen  verlangen,  so
die  Koblenzer  Richter.  Im betreffenden Urlaubsjahr  bereits  abgewickel-
ter Erholungs- oder Zusatzurlaub sei auf diesen Mindestjahresurlaub an-
zurechnen. Dies gelte unabhängig davon, zu welchem Zeitpunkt der An-
spruch entstanden sei. Es komme nur darauf an, ob und wieviel Urlaub
der  Betreffende  im  konkreten  Jahr  bereits  genommen  habe.  Unerheb-
lich sei somit, ob es sich dabei um einen neuen oder um alten, also aus
dem  vorangegangenen  Urlaubsjahr  übertragenen  Urlaub  handele.  Da
der Kläger in 2020 mehr als 20 Tage Urlaub in Anspruch genommen ha-
be,  scheide  eine  finanzielle  Abgeltung  für  nicht  genommenen  Urlaub
aus.

Gegen  das  Urteil  können  die  Beteiligten  die  Zulassung  der  Berufung
durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Verwaltungsgericht  Koblenz,  Urteil  vom  09.05.2023,  5  K  1088/22.KO,
nicht rechtskräftig

Laptop des Betriebsrats muss nicht fest montiert
werden

Das  Arbeitsgericht  (ArbG)  Köln  hat  in  einem  Zwangsvollstreckungsver-
fahren  entschieden,  dass  ein  Arbeitgeber,  der  verpflichtet  ist,  dem  Be-
triebsrat ein Laptop zur Verfügung zu stellen, dieser Verpflichtung nicht
nachkommt, wenn er auf der festen Montage des Geräts besteht.

Der  Arbeitgeberin  war  durch  das  ArbG  aufgegeben  worden,  dem  örtli-
chen  Betriebsrat  ein  funktionsfähiges  Laptop  zur  Verfügung  zu  stellen.
Nachdem  diese  Entscheidung  durch  das  Landesarbeitsgericht  Köln  be-
stätigt worden war, erklärte die Filialdirektorin der Arbeitgeberin gegen-
über  der  Betriebsratsvorsitzenden,  sie  händige  das  Laptop  nur  unter
der Voraussetzung aus, dass man ihr sage, wo sie es befestigen könne.
Die  Arbeitgeberin  meint,  mit  der  Verpflichtung  zur  Überlassung  eines
Laptops  sei  nicht  der  standortunabhängige  Einsatz  verbunden.  Zudem
habe sie ein Interesse daran, das Laptop durch die Befestigung vor Ver-
lust oder Beschädigung zu sichern.

Das ArbG Köln hat entschieden, dass die Überlassung eines Laptops un-
ter  der  Bedingung,  dieses  im  Betriebsratsbüro  zu  befestigen,  den  An-
spruch des  Betriebsrats  nicht  erfüllt.  Ein  Laptop sei  eine  spezielle  Bau-
form eines PCs, die zu den Mobilgeräten zähle und damit standortunab-
hängig verwendbar sei. Eine Befestigung stünde damit der definitionsge-
mäßen Verwendungsmöglichkeit  entgegen.  Der pflegsame Umgang mit

überlassenen  Sachmitteln  gehöre  zu  den  Rücksichtnahmepflichten  des
Betriebsrats  nach  dem  Grundsatz  der  vertrauensvollen  Zusammenar-
beit. Anhaltspunkte dafür, dass hier eine berechtigte Besorgnis besteht,
der Betriebsrat würde dem nicht entsprechen, bestünden nicht.

Die  sofortige  Beschwerde  der  Arbeitgeberin  gegen  den  Beschluss  des
ArbG wurde am 05.06.2023 zurückgewiesen (5 Ta 26/23).

Arbeitsgericht Köln, Beschluss vom 10.01.2023, 14 BV 208/20
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Bauvorhaben: Vorherige Einigung mit
Grundstücksnachbarn ratsam

Wer auf  dem Nachbargrundstück bauen will,  sollte  vor Baubeginn eine
Einigung  mit  seinem  Grundstücknachbarn  treffen.  Anderenfalls  droht
der Rückbau -  auch wenn dessen Kosten unverhältnismäßig hoch sind,
wie ein vom Landgericht (LG) Lübeck entschiedener Fall zeigt.

Die  Klägerin,  eine  Kleinstadt  in  Schleswig-Holstein,  ist  Eigentümerin  ei-
nes zur Ostsee hin gelegenen Strandabschnitts. 2017 erwarb der Beklag-
te  ein  an  den  Strandabschnitt  der  Klägerin  angrenzendes  Grundstück.
Dieses war durch eine mit Hecken bewachsene und zum Strand auslau-
fende Böschung vom Grundstück der Klägerin getrennt.

Zwischen  Ende  2020  und  Ende  Juni  2021  ließ  der  Beklagte  das  Gehölz
entfernen und auf dem Grundstück der Klägerin eine senkrechte Abbö-
schung,  eine  Treppe  und  einen  Plattenweg  in  Richtung  Ostsee  legen.
Den  Bereich  hinter  der  Abböschung  ließ  der  Beklagte  auf  einer  Breite
von circa fünf Metern mit Sand anschütten und mit Strandhafer bepflan-
zen. Parallel hierzu versuchte der Kläger erfolglos einen etwa fünf Meter
breiten Grundstücksstreifen von der Klägerin zu kaufen, zu mieten oder
zu pachten.

Die  Klägerin  veranlasste  hierauf  eine  Grenzvermessung,  forderte  den
Beklagten  mit  anwaltlicher  Hilfe  im  November  2021  zum  Rückbau  und
der  Wiederherstellung  des  ursprünglichen  Zustands  auf  ihrem  Grund-
stück auf und brachte den Fall schließlich vor das LG Lübeck. Hier unter-
lag der Beklagte.

Das LG begründete seine Entscheidung unter anderem damit, dass der
Beklagte,  dessen  eigene  Einigungsbemühungen  mit  der  Klägerin  ge-
scheitert waren, sich auch nicht auf Abmachungen zwischen dem Vorei-
gentümer seines Grundstücks und der Klägerin berufen konnte. Denn er
habe  seine  Behauptung,  dass  die  Nutzung  eines  Grundstückstreifens
der Klägerin mit  dem Voreigentümer vertraglich vereinbart worden sei,
vor Gericht nicht beweisen können.

Als  unerheblich  wertete  das  Gericht  auch  den  Vortrag  des  Beklagten,
dass die Klägerin die Pflege des überbauten Grundstückstreifens durch
den Voreigentümer geduldet habe. Denn die landschaftsbaulichen Um-
gestaltungsarbeiten  des  Beklagten  seien  weit  über  den  durch  ihn  be-
haupteten Heckenschnitt und die Rasenpflege durch den Voreigentümer
hinausgegangen. Und auch mit dem Einwand, dass die Klägerin den Ei-
gentümern  der  Nachbargrundstücke  bereits  vor  Jahrzehnten  Grund-
stücksteile  verkaufte,  hatte  der  Beklagte  keinen  Erfolg.  Das  LG  verwies
diesbezüglich  darauf,  dass  auch  nach  diesen  Verkäufen  die  Breite  des

dort verbliebenen Uferstreifens der Klägerin der Breite des Uferstreifens
hinter dem Grundstück des Beklagten entspricht.

Damit konnte der Beklagte sich zur Abwehr der Forderungen der Kläge-
rin nur noch darauf berufen, dass ihm der Rückbau seiner Anlagen aus
finanzieller  Sicht  unzumutbar  sei.  Damit  drang  er  jedoch  nicht  durch.
Das  LG  verwies  darauf,  dass  der  Rückbau  für  den  Beklagten  sicherlich
mit  erheblichen  Kosten  verbunden  sei.  Er  sei  ihm  ungeachtet  dessen
aber zuzumuten. Es könne nicht unberücksichtigt bleiben, dass der Be-
klagte nicht von der Rechtmäßigkeit seiner Arbeiten ausgehen durfte. Er
habe  schließlich  durch  seine  Anfragen  an  die  Klägerin  gezeigt,  dass  er
wusste,  dass  er  selbst  nicht  Grundstückseigentümer  war.  Dass  er  den-
noch  Fakten  schuf,  habe  sich  jetzt  nicht  zu  seinen  Gunsten  auswirken
können, unterstreicht das LG.

Es bleibe es für den Beklagten nicht allein bei den Kosten des Rückbaus
und  des  Rechtsstreits.  Laut  LG  wurden  ihm  zusätzlich  die  Kosten  der
Grenzvermessung  und  der  vorgerichtlichen  Tätigkeit  der  Anwälte  der
Klägerin auferlegt.

Landgericht  Lübeck,  Urteil  vom  26.06.2023,  10  O  298/22,  nicht  rechts-
kräftig

Kleine Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs
einer Gemeinde dürfen nicht ohne Umweltprüfung
überplant werden

Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs einer Gemeinde, die weni-
ger als 10.000 Quadratmeter groß sind, dürfen nicht im beschleunigten
ohne  Umweltprüfung  überplant  werden.  Das  hat  das  Bundesverwal-
tungsgericht entschieden. § 13b Satz 1 BauGB, der dies ermögliche, sei
mit EU-Recht nicht vereinbar.

Der  Antragsteller,  eine  anerkannte  Umweltvereinigung,  wendet  sich  im
Wege  der  Normenkontrolle  gegen  einen  Bebauungsplan  der  Antrags-
gegnerin. Der Plan setzt für ein circa drei Hektar großes Gebiet am süd-
westlichen  Ortsrand  der  Gemeinde  im  planungsrechtlichen  Außenbe-
reich  ein  (eingeschränktes)  allgemeines  Wohngebiet  fest.  Der  Bebau-
ungsplan  wurde  im beschleunigten  Verfahren  nach  §  13b  BauGB ohne
Umweltprüfung  aufgestellt.  Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  den  Nor-
menkontrollantrag als unbegründet abgewiesen. Die Durchführung des
beschleunigten Verfahrens begegne keinen Bedenken. § 13b BauGB sei
mit  der  Strategische  Umweltprüfungs-RL  (SUP-Richtlinie)  vereinbar,  sei-
ne Tatbestandsvoraussetzungen lägen vor.

Das BVerwG hat das Urteil aufgehoben und den Bebauungsplan für un-
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wirksam erklärt. Der Plan leide an einem beachtlichen Verfahrensfehler.
Er sei zu Unrecht im beschleunigten Verfahren nach § 13b Satz 1 BauGB
erlassen worden. Die Vorschrift verstoße gegen Artikel 3 Absätze 1 und
5  der  SUP-RL.  Artikel  3  Absatz  1  SUP-RL  verlange  eine  Umweltprüfung
für alle Pläne nach den Absätzen 2 bis 4,  die voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen  haben.  Ob  dies  der  Fall  sei,  bestimmen  die  Mit-
gliedstaaten für die in den Absätzen 3 und 4 genannten Pläne entweder
durch Einzelfallprüfung, Artfestlegung oder eine Kombination dieser An-
sätze (Artikel 3 Absatz 5 SUP-RL). Der nationale Gesetzgeber habe sich in
§ 13b BauGB für eine Artfestlegung entschieden. Diese müsse nach der
Rechtsprechung  des  zur  Auslegung  des  Unionsrechts  berufenen  Euro-
päischen  Gerichtshofs  gewährleisten,  dass  erhebliche  Umweltauswir-
kungen in  jedem Fall  von vornherein  ausgeschlossen sind.  Der  Gesetz-
geber dürfe sich folglich nicht mit einer typisierenden Betrachtungswei-
se oder Pauschalierung begnügen, konstatiert das BVerwG.

Diesem eindeutigen und strengen Maßstab werde §  13b Satz  1  BauGB
nicht  gerecht.  Anders  als  bei  Bebauungsplänen  der  Innenentwicklung
nach  §  13a  BauGB,  die  der  Inanspruchnahme  von  Flächen  außerhalb
des Siedlungsbereichs entgegenwirken sollen, erlaube § 13b BauGB ge-
rade die Überplanung solcher Flächen. Die Tatbestandsvoraussetzungen
des § 13b Satz 1 BauGB - Flächenbegrenzung, Beschränkung auf Wohn-
nutzung sowie Anschluss an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil
-  sind  aus  Sicht  des  BVerwG  nicht  geeignet,  erhebliche  Umwelteinwir-
kungen  in  jedem  Fall  von  vornherein  auszuschließen.  Das  gelte  schon
wegen der ganz unterschiedlichen bisherigen Nutzung der potenziell be-
troffenen Flächen und der Bandbreite ihrer ökologischen Wertigkeit.

§ 13b BauGB dürfe daher wegen des Vorrangs des EU-Rechts nicht ange-
wendet werden. Die Antragsgegnerin hätte somit nach den Vorschriften
für das Regelverfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans eine Um-
weltprüfung durchführen sowie einen Umweltbericht  erstellen und der
Begründung des Bebauungsplans beifügen müssen. Dieser beachtliche,
vom  Antragsteller  fristgerecht  gerügte  Verfahrensmangel  habe  die  Ge-
samtunwirksamkeit des Bebauungsplans zur Folge.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 18.07.2023, BVerwG 4 CN 3.22

Steuerbegünstigung für ausländische Baudenkmäler

Die Steuerbegünstigung gemäß § 7i oder § 10f Einkommensteuergesetz
für Baumaßnahmen an einem im EU-Ausland belegenen, aber auch zum
kulturgeschichtlichen  Erbe  Deutschlands  gehörenden  Baudenkmal  ist
ausgeschlossen, wenn die Baumaßnahmen nicht vorher mit der für den
Denkmalschutz  zuständigen  ausländischen  Behörde  abgestimmt  wor-
den sind. Auf die Frage, ob die Beschränkung auf im Inland belegene Ge-

bäude mit dem Unionsrecht vereinbar ist,  komme es dann nicht an, so
der Bundesfinanzhof.

Im  zugrunde  liegenden  Fall  war  der  Kläger  Deutscher  und  in  der  Bun-
desrepublik  freiberuflich  tätig.  Auch  seinen  Wohnsitz  hatte  er  in
Deutschland,  jedoch  noch  einen  weiteren  in  Frankreich.  Dort  hatte  er
2008 eine Wohnung in gekauft, die Denkmalschutz in Frankreich genießt
("inscrit monument historique"). Der Stadtteil, in dem sich das Gebäude
befindet, wurde 2017 in das Weltkulturerbe der UNESCO aufgenommen.
Zudem bestätigte ein deutsches Landesamt für Denkmalpflege, dass das
betreffende Gebäude als prägendes Beispiel  der deutschen Architektur
auch das nationale kulturgeschichtliche Erbe Deutschlands mittrage.

Sowohl  das  FG  als  auch  der  BFH  haben  mit  obiger  Begründung  eine
Steuerbegünstigung für die Aufwendungen abgelehnt, die der Kläger für
Baumaßnahmen an seiner in Frankreich gelegenen Wohnung hatte.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 26.04.2023, X R 4/21
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Erblasser hinterzog Steuern: Verjährung beginnt nicht
mit dem Erbfall erneut

Die  Eltern  der  Kläger  hatten  selbst  schon auf  dem Erbweg Schwarzgel-
der  in  der  Schweiz  und  in  Liechtenstein  erworben.  Die  Gelder  wurden
nie aufgedeckt und versteuert. Zuletzt hatte der Vater das Vermögen in
eine Liechtensteiner Stiftung eingebracht und damit hohe Steuerzahlun-
gen  umgangen.  Seine  Kinder  waren  über  die  Gestaltung  informiert.
Nach seinem Tod 2007 änderten sie nichts an dem Konstrukt und erhiel-
ten von da an die Auszahlungen aus dem Stiftungsvermögen.

Erst  im Jahr  2014  reichten  sie  eine  Selbstanzeige  ein  und erklärten  die
Einkünfte ab dem Jahr 2002. Nach der Selbstanzeige wurde die Steuer-
fahndung routinemäßig tätig. Auf Basis der Fahndungsergebnisse setzte
das Finanzamt rückwirkend Steuer für die Jahre 1995 bis 2001 fest. Die
Sachbearbeiter  gingen davon aus,  dass die  Festsetzungsverjährung mit
dem Erbfall gehemmt wurde und erneut mit einer Frist von zehn Jahren
angelaufen ist.

Dagegen  wandten  sich  die  Erben  mit  einem  Einspruch  und  erfolgloser
Klage vor dem Finanzgericht. Sie rügten die Auslegung der Verjährungs-
regelung und bekamen nun vor dem Bundesfinanzhof insofern recht.

Die  Verjährungsfrist  für  hinterzogene  Steuern,  um  die  es  sich  hier  un-
streitig handelte, beträgt nach § 169 Abs. 2 AO zehn Jahre. Sie wird we-
der unterbrochen noch beendet durch den Tod des Steuerhinterziehers.
Vielmehr  treten  die  Erben  in  die  Rechtsnachfolge  ein  und  haften  auch
für  vom  Erblasser  hinterzogene  Steuern.  Trotzdem  kamen  die  Erben
nicht  ohne  erhebliche  Steuernachzahlung  davon.  Denn  die  Festset-
zungsfrist beträgt für hinterzogene Steuern zwar zehn Jahre, sie beginnt
aber erst im Jahr der Hinterziehungshandlung des Steuerpflichtigen. Zu-
dem kann die Frist nicht ablaufen, solange Untersuchungen der Steuer-
fahndung  laufen.  Da  der  Erblasser  die  unrichtigen  Steuererklärungen
erst deutlich später abgegeben hatte, war die Frist bei Beginn der Fahn-
dungsmaßnahmen  2014  noch  nicht  abgelaufen.  Damit  konnten  auch
2016 noch wirksame Steuerbescheide erlassen werden.

BFH-Urteil vom 21.6.2022, Az. VIII R 26/19

Vor- und Nacherbschaft: Erbschaftsteuerliche
Behandlung ist zulässig und verfassungsgemäß

Die erbschaftsteuerliche Behandlung der Vor- und Nacherbschaft weicht
in zulässiger Weise von dem Zivilrecht ab. Die Besteuerung sowohl des
Vor-  als  auch  des  Nacherben  ist  verfassungsgemäß.  Hierauf  weist  der
Bundesfinanzhof (BFH) hin. Es bestehe insofern kein Klärungsbedarf. Ei-

ne  Beschwerde  gegen  die  Nichtzulassung  der  Revision  habe  insofern
keinen Erfolg

Die  erbschaftsteuerrechtliche  Behandlung  von  Vor-  und  Nacherbschaft
weiche teilweise von der Systematik des Zivilrechts ab. Dies sei zulässig
und entspreche dem gesetzgeberischen Willen, selbst wenn es die prak-
tische Rechtsanwendung vor zusätzliche Anforderungen stellen sollte.

Der Anfall der Nacherbschaft gelte grundsätzlich als Erwerb vom Vorer-
ben. Während zivilrechtlich nach §§ 2100, 2139 Bürgerliches Gesetzbuch
der Vorerbe und der Nacherbe zwar nacheinander, aber beide vom ur-
sprünglichen  Erblasser  erben,  gelte  erbschaftsteuerrechtlich  nach  §  6
Absatz 1 Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG) der Vor-
erbe  als  Erbe.  Sein  Erwerb  unterliege  in  vollem  Umfang  und  ohne  Be-
rücksichtigung der Beschränkungen durch das Nacherbenrecht der Erb-
schaftsteuer. Bei Eintritt der Nacherbfolge hätten nach § 6 Absatz 2 Satz
1  ErbStG  diejenigen,  auf  die  das  Vermögen  übergeht,  den  Erwerb  als
vom Vorerben stammend zu versteuern. Die Vorschrift fingiere für erb-
schaftsteuerrechtliche  Zwecke,  dass  der  Nacherbe  Erbe  des  Vorerben
wird.

Nach Maßgabe des § 6 Absatz 2 Sätze 2 bis 5 ErbStG sei auf Antrag der
Versteuerung das Verhältnis des Nacherben zum Erblasser zugrunde zu
legen. Geht beim Tod des Vorerben neben dem zur Nacherbschaft gehö-
renden  Vermögen  zugleich  eigenes  Vermögen  des  Vorerben  auf  den
Nacherben  über,  weil  der  Nacherbe  gleichzeitig  Allein-  oder  Miterbe
nach dem Vorerben ist, lägen zivilrechtlich zwei Erbfälle vor, einer nach
dem  Erblasser  und  ein  weiterer  nach  dem  Vorerben.  Erbschaftsteuer-
rechtlich handele es sich gleichwohl um einen einheitlichen Erwerb vom
Vorerben.

Ebenso wenig bedürfe die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des § 6
ErbStG der  Klärung.  Der  BFH habe bereits  mehrfach entschieden,  dass
die  Vorschriften  über  die  Besteuerung  des  Vorerben  nicht  die  maßge-
benden verfassungsrechtlichen Grenzen überschreiten. Die dem Gesetz-
geber durch Artikel  14 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes übertragene
Bestimmung von Inhalt und Schranken des Erbrechts eröffne ihm auch
hinsichtlich der Erbschaftsteuer im Rahmen der Garantie des Privaterb-
rechts  eine  weitreichende  Gestaltungsbefugnis.  Die  Erbrechtsgarantie
gewährleiste  nicht  das  (unbedingte)  Recht,  den  gegebenen  Eigentums-
bestand  von  Todes  wegen  ungemindert  auf  Dritte  zu  übertragen.  Die
Möglichkeiten des Gesetzgebers zur Einschränkung des Erbrechts seien
-  weil  sie  an  einen  Vermögensübergang  anknüpfen  -  weitergehend  als
die  zur  Einschränkung  des  Eigentums.  Diese  Erwägungen  gölten  glei-
chermaßen für die Besteuerung des Nacherben.
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Bundesfinanzhof, Beschluss vom 28.06.2023, II B 79/22

Bestattungskosten auch für unbekannten Halbbruder
zu tragen

Die Kosten für die Bestattung eines Halbbruders sind grundsätzlich auch
dann  zu  tragen,  wenn  das  von  der  Ordnungsbehörde  in  Anspruch  ge-
nommene  Geschwister  erst  nach  dem  Todesfall  von  dem  Verwandt-
schaftsverhältnis  erfahren  hat.  Dies  entschied  das  Verwaltungsgericht
(VG) Mainz.

Der Kläger wurde von der beklagten Ordnungsbehörde als nächster Ver-
wandter zur Bestattung seines verstorbenen, als Jugendlicher von einem
anderen  Elternpaar  adoptierten  Halbbruders  aufgefordert.  Nachdem
der Kläger der Aufforderung nicht nachgekommen war, zog der Beklagte
ihn  und  seine  Schwester  jeweils  anteilig  zu  den  Kosten  heran,  die  der
Behörde bei  der  Vornahme der  Einäscherung und Urnenbeisetzung im
Wege der Ersatzvornahme entstanden waren.

Gegen die  beiden  Bescheide  wandte  sich  der  Kläger  mit  seinen  Wider-
sprüchen und machte geltend, er habe erst durch den Beklagten erfah-
ren, dass er einen älteren Halbbruder habe. Insbesondere ihre gemein-
same leibliche Mutter habe niemals von ihm erzählt gehabt. Es sei unbil-
lig, so plötzlich mit der Durchführung der Bestattung einer fremden Per-
son und der damit verbundenen Kosten belastet zu werden. In der Zwi-
schenzeit  habe  er  zudem  die  Erbschaft  nach  dem  Halbbruder  ausge-
schlagen. Er dürfe auch deshalb nicht in Anspruch genommen werden,
weil  das  rheinland-pfälzische  Bestattungsrecht  nicht  für  ihn  als  in  Hes-
sen lebendem Bürger gelte.

Die Widersprüche und die erhobene Klage blieben ohne Erfolg.

Der Kläger habe zur Bestattung seines Halbbruders und der damit ver-
bundenen Kosten herangezogen werden dürfen, so das VG. Könne - wie
hier  -  ein  Erbe  nicht  rechtzeitig  ermittelt  oder  in  Anspruch  genommen
werden, seien gemäß dem rheinland-pfälzischen Bestattungsgesetz Ver-
wandte nach abgestuftem Grad der verwandtschaftlichen Beziehung (so
auch Geschwister) für die Bestattung des Verstorbenen in einem gesetz-
lich vorgegebenen kurzen Zeitrahmen verantwortlich. Kämen sie dieser
Verpflichtung nicht nach, könne die Ordnungsbehörde aus Gefahrenab-
wehrgründen die Bestattung vornehmen und die Kosten dem verpflich-
teten Verwandten auferlegen.

Es liege kein besonderer Härtefall  vor,  der hier ausnahmsweise die Be-
stattungspflicht des Klägers entfallen lasse, meint das VG. Ein fehlendes
familiäres Näheverhältnis zwischen dem Verstorbenen und dem Bestat-

tungspflichtigen stelle die Zumutbarkeit der Bestattung regelmäßig nicht
in  Frage.  Die  gesetzliche  Pflichtenstellung  knüpfe  nämlich  lediglich  an
das  objektiv  bestehende  nahe  Verwandtschaftsverhältnis  an.  Dadurch
stünden die Bestattungspflichtigen dem Verstorbenen näher als die All-
gemeinheit, die ansonsten für die Bestattungskosten einzustehen hätte.

Die  Erbausschlagung  berühre  die  gesetzliche  öffentlich-rechtliche  Be-
stattungspflicht ebenfalls nicht,  so das VG. Diese könne auch einen au-
ßerhalb von Rheinland-Pfalz lebenden Verwandten treffen,  weil  der die
Wirkungen  des  rheinland-pfälzischen  Bestattungsgesetzes  auslösende
Tod des Halbbruders in Rheinland-Pfalz eingetreten sei.

Verwaltungsgericht Mainz, Urteil vom 19.07.2023, 3 K 425/22.MZ
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Einwände gegen die Programmgestaltung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks befreien nicht von
der Zahlung des Rundfunkbeitrags

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) hat entschieden, dass
gegen  die  Rundfunkbeitragspflicht  nicht  eingewandt  werden  kann,  der
öffentlich-rechtliche  Rundfunk  verfehle  wegen  mangelnder  Programm-
und Meinungsvielfalt seinen verfassungsmäßigen Funktionsauftrag.

Die  schriftlichen Urteilgründe liegen nun vor.  In  dem der  Entscheidung
zugrundeliegenden  Fall  wandte  sich  eine  im  Landkreis  Rosenheim
wohnhafte  Klägerin  gegen  die  Festsetzung  von  Rundfunkbeiträgen  für
ihre Wohnung. Sie machte geltend, die Beitragspflicht müsse wegen ei-
nes  aufgrund  mangelnder  Meinungsvielfalt  bestehenden  ,,generellen
strukturellen Versagens des öffentlich-rechtlichen Rundfunks" entfallen.
Es  sei  Aufgabe  der  Verwaltungsgerichte,  im  Rahmen  ihrer  Amtsermitt-
lungspflicht  hierzu  Feststellungen  zu  treffen.  Das  Verwaltungsgericht
München  wies  die  Klage  in  erster  Instanz  ab,  lies  jedoch  die  Berufung
zum BayVGH wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zu.

Die  hiergegen  von  der  Klägerin  eingelegte  Berufung  wies  der  BayVGH
nunmehr zurück. Zur Begründung führte das Gericht aus, der Rundfunk-
beitrag werde nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
ausschließlich als  Gegenleistung für  die  Möglichkeit  des Rundfunkemp-
fangs  erhoben.  Ziel  des  Rundfunkbeitrags  sei  es,  eine  staatsferne  be-
darfsgerechte Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sicher-
zustellen.  Die  von  Art.  5  Abs.  1  Satz  2  des  Grundgesetzes  garantierte
Programmfreiheit setze die institutionelle Unabhängigkeit der öffentlich-
rechtlichen  Rundfunkanstalten  voraus  und  schütze  zudem  vor  der  Ein-
flussnahme Außenstehender. Die Kontrolle, ob die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten  die  verfassungsmäßigen  Vorgaben  erfüllen,  obliege
deshalb  deren  plural  besetzten  Aufsichtsgremien.  Einwände  gegen  die
Qualität  der  öffentlich-rechtlichen  Programminhalte  sowie  andere  Fra-
gen  der  Programm-  und  Meinungsvielfalt  könnten  daher  die  Erhebung
des  Rundfunkbeitrags  nicht  in  Frage  stellen.  Den  Beitragspflichtigen
stünden hierfür die Eingabe-  und Beschwerdemöglichkeiten zu den ge-
setzlich vorgesehenen Stellen der Rundfunkanstalten offen.

Gegen das Urteil kann die Klägerin innerhalb eines Monats Beschwerde
gegen die  Nichtzulassung der  Revision beim Bundesverwaltungsgericht
einlegen.

BayVGH, Pressemitteilung vom 22.08.2023 zum Urteil 7 BV 22.2642 vom
17.07.2023

Soziale Medien mit Kommentarfunktion können
mitbestimmungspflichtige
Überwachungseinrichtungen sein

Betreibt eine Stelle der öffentlichen Verwaltung in sozialen Medien eige-
ne  Seiten  oder  Kanäle,  kann  wegen  der  für  alle  Nutzer  bestehenden
Möglichkeit,  dort  eingestellte  Beiträge  zu  kommentieren,  eine  techni-
sche Einrichtung zur Überwachung des Verhaltens und der Leistung von
Beschäftigten vorliegen, deren Einrichtung oder Anwendung der Mitbe-
stimmung des Personalrats unterliegt. Das hat das Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG) entschieden.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund unterhält  (teilweise zusammen
mit anderen Rentenversicherungsträgern) im Rahmen ihrer Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit  und  zur  Personalgewinnung  bei  Facebook,  Insta-
gram  und  Twitter  eigene  Seiten  und  Kanäle.  Von  ihr  dort  eingestellte
Beiträge können Nutzer nach eigenem Belieben kommentieren und da-
bei auch Verhalten oder Leistung einzelner Beschäftigter thematisieren.
Beiträge  und  Kommentare  werden  von  den  sozialen  Medien  gespei-
chert,  aber  dort  nicht  für  die  Dienststelle  ausgewertet.  Während  das
Verwaltungsgericht  ein  Mitbestimmungsrecht  des  Personalrats  bejaht
hat, hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) dessen Bestehen verneint.

Das  BVerwG  hat  entschieden,  dass  die  Frage,  ob  die  Einrichtung  oder
Anwendung von Seiten oder Kanälen mit  Kommentarfunktion,  die  eine
Stelle der öffentlichen Verwaltung in sozialen Medien unterhält, der Mit-
bestimmung durch den Personalrat unterliegen, nicht generell, sondern
nur nach Maßgabe der Umstände des jeweiligen Einzelfalles beantwor-
tet werden kann. Nach der einschlägigen Regelung des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes habe der Personalrat mitzubestimmen bei der Ein-
richtung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt
sind, das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu überwachen.
Dieses  Mitbestimmungsrecht  diene  dem  Schutz  der  Persönlichkeit  der
Beschäftigten am Arbeitsplatz und solle gewährleisten, dass Beschäftig-
te  nicht  durch  eine  technische  Einrichtung  eine  ständige  Überwachung
befürchten müssen und dadurch unter einen Überwachungsdruck gera-
ten.

Dieser  Schutzzweck  gebiete  es  entgegen  der  Ansicht  des  OVG,  bereits
das Speichern von Nutzerkommentaren mit  verhaltens-  oder leistungs-
bezogenen  Angaben  als  selbstständige  (Überwachungs-)Leistung  einer
technischen  Einrichtung  anzusehen.  Denn  es  berge  grundsätzlich  die
Gefahr  in  sich,  dass  die  Dienststelle  diese  Daten  auch  auswertet,  wo-
durch  ein  Überwachungsdruck  bei  den  Beschäftigten  erzeugt  werden
kann. Das Speichern der in Rede stehenden Kommentare könne zudem
zur  Überwachung  der  Beschäftigten  "bestimmt"  sein.  Für  ein  solches
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"Bestimmtsein"  reiche  es  aus,  dass  die  Datenspeicherung  objektiv  zur
Überwachung geeignet ist.

Ob das der Fall ist, hänge beim Betreiben der in Rede stehenden sozia-
len Medien wegen der ungewissen, nur möglichen Eingabe entsprechen-
der  Verhaltens-  oder  Leistungsdaten  durch  Dritte  in  tatsächlicher  Hin-
sicht  davon  ab,  ob  bei  objektiver  Betrachtung  im  konkreten  Fall  eine
nach Maßgabe des Schutzzwecks des Mitbestimmungstatbestandes hin-
reichende Wahrscheinlichkeit für das Einstellen entsprechender Nutzer-
kommentare  gegeben  ist.  Hierfür  sei  zunächst  die  Konzeption  des  von
der Dienststellenleitung verantworteten Auftritts der Dienststelle in den
sozialen  Medien  von  Bedeutung.  Berichtet  die  Dienststellenleitung  bei-
spielsweise selbst über konkrete Beschäftigte und ihr Tätigkeitsfeld und
lenkt  damit  den Blick  des  Publikums auf  das  dienstliche Verhalten und
die  Leistung  von  Beschäftigten,  könnten  hierauf  bezogene  Nutzerkom-
mentare erwartet werden. Demgegenüber werde von einer hinreichen-
den Wahrscheinlichkeit für die Anbringung entsprechender Kommenta-
re in der Regel nicht auszugehen sein, wenn Auftritte der Dienststelle in
sozialen Medien sachbezogen in allgemeiner Form lediglich über Aufga-
ben der Dienststelle oder etwa ohne Bezüge zu bestimmten Beschäftig-
ten  in  Form  von  Pressemitteilungen  über  die  Tätigkeit  der  Dienststelle
informieren.

Darüber  hinaus  sei  das  tatsächliche  Verhalten  der  Nutzer  in  eine  Ge-
samtbetrachtung  einzubeziehen.  Kommt  es  insbesondere  erst  im  Ver-
laufe  des  Betriebs  zu  einer  nennenswerten  Zahl  verhaltens-  oder  leis-
tungsbezogener  Nutzerkommentare,  könne  die  Überwachungseignung
eine gegenüber der ursprünglichen Prognose andere Relevanz erhalten
und  zu  bejahen  sein.  Dabei  sei  auch  zu  berücksichtigen,  ob  aus  der
maßgeblichen  Sicht  eines  objektiven  Betrachters  das  Entstehen  eines
Überwachungsdrucks deshalb nicht anzunehmen ist, weil die Dienststel-
lenleitung derartige Kommentare ohne vorherige Auswertung schnellst-
möglich löscht.

Da das OVG - von seinem Rechtsstandpunkt aus folgerichtig - die danach
erforderlichen  tatsächlichen  Feststellungen  bislang  nicht  getroffen  hat,
war dessen Beschluss laut BVerwG aufzuheben und die Sache an dieses
zurückzuverweisen.

Bundesverwaltungsgericht,  Beschluss  vom  04.05.2023,  BVerwG  5  P
16.21
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Finanzausgleich: Zwölf Bundesländer mahnen nach
Bayerns Verfassungsklage Solidarität an

Bayern  hat  beim  Bundesverfassungsgericht  (BVerfG)  einen  Antrag  auf
Durchführung  eines  Normenkontrollverfahrens  gegen  den  geltenden
bundesstaatlichen  Finanzausgleich  eingereicht.  Die  Finanzminister  der
Länder  Berlin,  Brandenburg,  Bremen,  Hamburg,  Mecklenburg-Vorpom-
mern,  Niedersachsen,  Rheinland-Pfalz,  Saarland,  Sachsen,  Sachsen-An-
halt,  Schleswig-Holstein  und  Thüringen  kritisieren  dies  deutlich  und
mahnen zur Solidarität.

"Der Finanzausgleich ist kein Selbstzweck, sondern soll für gleichwertige
Lebensverhältnisse sorgen und verhindern,  dass ganze Regionen abge-
hängt  werden",  betont  Niedersachsens  Finanzminister  Gerald  Heere
(Bündnisgrüne).

Die genannten Länder seien fest davon überzeugt, dass das geltende Fi-
nanzausgleichssystem  den  Vorgaben  des  Grundgesetzes  entspricht,  so
das Finanzministerium Niedersachsen. Sie würden dies vor dem BVerfG
klar  zum  Ausdruck  bringen  und  dem  bayerischen  Antrag  gemeinsam
entgegentreten.  Die  genannten  Länder  prüfen  laut  Finanzministerium
Niedersachsen aktuell  die  Bildung einer  Prozessgemeinschaft.  "Die  gel-
tenden  Regelungen  stellen  sicher,  dass  finanzstarke  Länder  auch  nach
Durchführung des Finanzausgleichs über eine signifikant höhere Finanz-
kraft als finanzschwache Länder verfügen. Wir sehen dem Ausgang des
verfassungsrechtlichen Verfahrens gelassen entgegen", so Heere.

Durch  den  bundesstaatlichen  Finanzausgleich  würden  die  finanziellen
Voraussetzungen  für  die  Wahrung  der  verfassungsrechtlich  gebotenen
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse und eines vergleichbaren Ange-
bots  öffentlicher  Leistungen  im  gesamten  Bundesgebiet  geschaffen.
Bund und Länder  hätten  sich  nach einem mehrjährigen Verhandlungs-
prozess  einvernehmlich  auf  eine  Reform  des  Finanzausgleichs  verstän-
digt,  der  alle  Länder  2017  im  Bundesrat  zugestimmt  hätten.  Diese  Re-
form sei auch mit einer Verbesserung der Finanzkraft der besonders fi-
nanzstarken Länder verbunden gewesen.

Finanzministerium Niedersachsen, PM vom 24.07.2023

Finanzkonten: Aktuelle Staatenliste zu
automatischem Informationsaustausch bekannt
gegeben

Laut Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat das Bundesfinanzministe-
rium die finale Staatenaustauschliste 2023 im Sinne des § 1 Absatz 1 Ge-
setzes  zum  automatischen  Austausch  von  Informationen  über  Finanz-

konten  in  Steuersachen  bekannt  gegeben.  Sie  sei  auch  auf  den  Seiten
des BZSt (www.bzst.de) abrufbar.

Zu beachten sei, dass zu den Staaten, mit denen Deutschland in einem
einseitigen Austauschverhältnis steht, keine Daten an das BZSt übermit-
telt  werden  dürften  (neu  hinzugekommen  ist  hier  laut  BZSt  Sint  Maar-
ten). In diesem Zusammenhang weist das Amt darauf hin, dass sich der
Status von Ghana, den Malediven und St. Kitts und Nevis geändert hat.
Ab  2023  stehe  Deutschland mit  diesen Staaten in  einem gegenseitigen
Austauschverhältnis, sodass ab dem Meldezeitraum 2022 auch für diese
Staaten  Daten  an  das  BZSt  zu  übermitteln  seien.  Mit  Jamaika  finde  ab
dem Meldezeitraum 2022 erstmalig ein gegenseitiger Austausch von In-
formationen über Finanzkonten statt.

Auch weist das BZSt darauf hin, dass es einige Änderungen im Vergleich
zur  vorläufigen  Staatenaustauschliste  2023  gegeben  hat.  Das  CRS-Sys-
tem  sei  entsprechend  der  finalen  Staatenaustauschliste  konfiguriert
worden. Somit seien Meldungen für alle in der Liste enthaltenen Staaten
ab sofort möglich.

Da  der  Informationsaustausch  in  Steuersachen  mit  Russland  weiterhin
ausgesetzt ist, solle keine Übermittlung von Finanzkonteninformationen
durch die Finanzinstitute an das BZSt erfolgen. Die Russische Föderation
sei daher von der Staatenaustauschliste entfernt worden.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 25.07.2023

Wachstumschancengesetz:
Bundesrechtsanwaltskammer kritisiert
Referentenentwurf scharf

Die  Bundesrechtsanwaltskammer  (BRAK)  übt  in  einer  Stellungnahme
zum  Referentenentwurf  des  Bundesfinanzministeriums  (BMF)  zum
Wachstumschancengesetz  scharfe  Kritik.  Der  Titel  des  Gesetzes  halte
sein  Versprechen  nicht.  Was  nach  Begünstigungen  für  Steuerpflichtige
klinge, entpuppe sich auf den zweiten Blick als Pflichtenkatalog für Bera-
ter sowie Steuerpflichtige.

Die geplante Erweiterung von Meldepflichten auf innerstaatliche Steuer-
gestaltungen nach §§ 138l ff. AO-E lehnt die BRAK kategorisch ab. In der
geplanten Ausdehnung sieht  sie  eine nicht  verhältnismäßige,  nicht  hin-
reichend  evaluierte  und  rechtsstaatsgefährdende  Verletzung  des  Ver-
schwiegenheitsprivilegs rechts- und steuerberatender Berufe, die in kei-
nerlei  akzeptablem  Kosten-Nutzen-Verhältnis  steht.  Es  gehöre  zu  den
Aufgaben  von  Rechtsanwälten,  für  ihre  Mandanten  die  jeweils  aktuelle
Rechtslage  zu  prüfen  und  dann  das  umzusetzen,  was  aufgrund  dieser
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Rechtslage legal möglich ist. Dies schließe auch eine Steueroptimierung
ein. Anderenfalls liefen Anwälte Gefahr, sich einer Haftung auszusetzen.
Sie  müssten  durch  die  Einführung  der  Meldepflicht  also  das  melden,
was ihr ureigener Tätigkeitsbereich ist und würden auch damit gegen ih-
re gesetzliche Verschwiegenheitsverpflichtung verstoßen.

"Es geht hier um nicht weniger, als einen gesetzlichen Straftatbestand (§
203  StGB)  für  die  Interessen  der  Finanzverwaltung  außer  Kraft  zu  set-
zen",  sagte  Ulrike  Paul,  zuständige  Vizepräsidentin  der  BRAK.  Aus  rein
fiskalischen  Interessen  solle  die  Anwaltschaft  zum  "Volksverpetzer"  ge-
macht  werden.  Der  Vertrauensschaden  für  Rechtsuchende  -  nicht  nur
gegenüber  ihrem  Anwalt,  sondern  auch  gegenüber  dem  Rechtsstaat  -
wäre unumkehrbar und unwiderruflich.

Besonders prekär sei, so die BRAK, dass außerhalb der EU ansässige Be-
rater  von  der  Regelung  nicht  erfasst  wären.  "Wachstumschancen  erge-
ben sich hieraus in gewisser Weise schon", so Vizepräsidentin Paul - "al-
lerdings ausschließlich im Sinne von Zuwachs im Beratungsmarkt außer-
halb der EU. Für uns dagegen besteht nicht nur das Problem der Melde-
pflicht  an  sich,  sondern  auch  Ungewissheit  darüber,  wann  überhaupt
was zu melden ist". Der Entwurf sei an Unschärfe kaum zu überbieten.

Ebenso scharf kritisiert die BRAK die vorgesehenen Regelungen zur elek-
tronischen Rechnung,  die  auch die  Anwaltschaft  betreffen.  Zwingender
Bestandteil  einer  Rechnung  seien  unter  anderem die  Angabe  des  Leis-
tungsempfängers,  also  des  Mandanten  -  sowie  Angaben  zur  Leistung
selbst. Beide Angaben unterfielen der gesetzlichen, strafbewehrten Ver-
schwiegenheitsverpflichtung  der  Rechtsanwälte.  Soweit  mit  den  beab-
sichtigten Regelungen ein unmittelbarer Zugriff der Finanzbehörden auf
die  Rechnungen  ermöglicht  werden  soll,  ist  nach  Auffassung  der  BRAK
zwingend  sicherzustellen,  dass  Rechtsanwälte  durch  die  Erfüllung  der
Übermittlungspflicht  nicht  gegen  ihre  berufsrechtliche  Verschwiegen-
heitspflicht verstoßen.

Bundesrechtsanwaltskammer, PM vom 26.07.2023

Gewerbesteuereinnahmen 2022 auf neuem
Höchststand

Die Gemeinden in Deutschland haben im Jahr 2022 rund 70,2 Milliarden
Euro  an  Einnahmen  aus  der  Gewerbesteuer  erzielt.  Dies  bedeutet  ein
Plus  von  rund  9,1  Milliarden  Euro  beziehungsweise  14,9  %  gegenüber
dem Vorjahr, teilt das Statistische Bundesamt (Destatis) mit. Damit wur-
de auch in 2022 ein neuer Rekord bei den Gewerbesteuereinnahmen er-
reicht. Nach einem Rückgang im ersten Corona-Jahr 2020 hatten die Ge-
werbesteuereinnahmen bereits 2021 einen neuen Höchststand seit Be-

ginn der Zeitreihe im Jahr 1991 erreicht.

Die höchsten Anstiege gegenüber dem Vorjahr bei  den Flächenländern
verzeichneten  Sachsen-Anhalt  mit  34,8  %  und  Rheinland-Pfalz  mit  26,7
%. Bei den Stadtstaaten hatte Hamburg mit 23,6 % das stärkste Plus. Da-
gegen hat Brandenburg mit einem Minus von 3,8 % als einziges Bundes-
land einen Rückgang zum Vorjahr zu verbuchen.

Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom 21.8.2023
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Fahrerlaubnisbehörde kann Fahren mit Fahrrädern
oder E-Scootern nicht verbieten

Nach  der  derzeitigen  Rechtslage  können  Fahrerlaubnisbehörden  kein
Fahrverbot für fahrerlaubnisfreie Fahrzeuge wie Fahrräder oder E-Scoo-
ter  verhängen.  Hierauf  weist  der  Bayerische  Verwaltungsgerichtshof
(VGH) hin. Er tritt damit einer Praxis der Verwaltung entgegen.

Die  Fahrerlaubnisbehörden  können  das  Führen  von  Fahrzeugen  nach
der  bundesweit  geltenden  Fahrerlaubnis-Verordnung  (FeV)  verbieten,
wenn  sich  jemand  -  insbesondere  durch  Fahrten  unter  Alkohol-  oder
Drogeneinfluss - als hierzu ungeeignet erweist. Umstritten war dabei die
Frage, unter welchen Voraussetzungen auch das Führen von fahrerlaub-
nisfreien Fahrzeugen untersagt werden kann.

Diese  Frage  hat  der  VGH  Bayern  nun  dahin  geklärt,  dass  das  geltende
Recht keine Grundlage für ein Verbot biete, fahrerlaubnisfreie Fahrzeu-
ge  zu  führen.  Dementsprechend  hob  der  VGH  ein  entsprechendes  an
den Kläger gerichtetes Fahrverbot auf.

Solche  Fahrverbote  stellten  einen  schweren  Eingriff  in  die  als  Ausprä-
gung der allgemeinen Handlungsfreiheit  grundrechtlich geschützte Mo-
bilität  und  eine  erhebliche  Belastung  für  die  Betroffenen  dar,  erläutert
der VGH. § 3 Absatz 1 Satz 1 FeV, auf den die behördliche Praxis die Ver-
bote  stützt,  könne  nicht  als  Rechtsgrundlage  herangezogen  werden.
Denn er regele die Anforderungen an die Eignung zum Führen von fahr-
erlaubnisfreien Fahrzeugen nicht hinreichend bestimmt.

Die  Regelung  lasse  weder  für  sich  allein,  noch  im  Zusammenhang  mit
anderen  Vorschriften  erkennen,  wann  eine  Person  zum  Führen  fahr-
erlaubnisfreier  Fahrzeuge  ungeeignet  sei  und  wie  man  dies  feststellen
müsse.  Anders  als  für  das  Führen  von  fahrerlaubnispflichtigen
(Kraft-)Fahrzeugen  gebe  es  hierfür  keine  ausreichenden  Hinweise  aus
dem  Gesetzgebungsverfahren  oder  andere  konkretisierende  Regelwer-
ke. Eine Übertragung der Maßstäbe für das Führen von Kraftfahrzeugen
auf  das  Führen  von  Fahrrädern  oder  E-Scootern  sei  wegen  des  unter-
schiedlichen  Gefahrenpotentials  nicht  möglich.  Das  Fehlen  rechtlicher
Maßstäbe könne zu unverhältnismäßigen Verboten führen.

Der  unterlegene  Freistaat  Bayern  kann  gegen  das  Urteil  beim  Bundes-
verwaltungsgericht Revision einlegen.

Verwaltungsgerichtshof  Bayern,  Urteil  vom  17.04.2023,  11  BV  22.1234,
nicht rechtskräftig

Teilkaskoversicherung: Zur Haftung bei
(vermeintlichem) Wildunfall

Behauptet  der  Fahrer  eines  teilkaskoversicherten  Fahrzeugs,  aufgrund
eines  Wildwechsels  in  einen  Graben  gefahren  zu  sein,  so  ist  die  Versi-
cherung nur dann zur Regulierung des entstandenen Sachschadens ver-
pflichtet,  wenn  der  Vortrag  des  Fahrers  durch  objektive  Anhaltspunkte
gestützt werden kann. Dies geht aus einem Urteil des Landgerichts (LG)
Koblenz hervor.

Die Klägerin ist Eigentümerin eines Pkw, der bei der Beklagten teilkasko-
versichert ist. Der Ehemann der Klägerin befuhr mit dem Pkw am Unfall-
tag  eine  Straße,  die  durch  ein  Waldstück  führt.  Auf  nasser  Fahrbahn
rutschte  er  mit  dem Pkw  in  den  Graben,  wo  das  Kfz  mit  einem Baum-
stumpf  kollidierte.  Durch  den  Aufprall  entstand  ein  Sachschaden  (wirt-
schaftlicher Totalschaden) von 6.522,68 Euro. Die Klägerin behauptet, ih-
rem  Ehemann  sei  in  dem  Waldstück  unvermittelt  ein  Reh  von  rechts
kommend vor das Auto gelaufen. Nur aufgrund einer Vollbremsung ha-
be der Ehemann einen direkten Frontalzusammenstoß mit dem Tier ver-
meiden können und das Reh lediglich touchiert. Vor diesem Hintergrund
sei  das  Fahrzeug  auf  nasser  Fahrbahn  in  den  Graben  und  gegen  den
Baumstumpf  gerutscht.  Das  getroffene  Reh  sei  geflüchtet  und  nicht
mehr  aufgefunden  worden.  Die  Beklagte  bestreitet  den  behaupteten
Unfallhergang. Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin die Zahlung des ent-
standenen Schadens von 6.522,68 Euro.

Das  LG Koblenz  hat  die  Klage  nach  Durchführung  einer  Beweisaufnah-
me abgewiesen. Nach der Beweisaufnahme sei die Klägerin beweisfällig
geblieben,  dass  dem  Unfallereignis  tatsächlich  ein  Wildunfall  zugrunde
lag.  Das  Gericht  habe  nicht  die  notwendige  Überzeugung  gewonnen,
dass der Unfall wie von der Klägerin behauptet stattgefunden habe. Die
Ausführungen des angehörten Ehemanns als Zeugen seien nicht derart
belastbar,  dass  sich  hierauf  eine  richterliche  Überzeugung  hinsichtlich
des  behaupteten  Unfallgeschehens  stützen  lasse.  Die  Angabe des  Zeu-
gen seien zu vage und unpräzise, weil er keine konkreten Details bekun-
den konnte, wie und wo er das Wildtier wahrgenommen hat, sei es un-
mittelbar vor der Kollision,  sei  es,  nachdem es zu einem Unfall  gekom-
men ist und auch, wie und wohin sich das Tier dann entfernt hat.

Auch andere objektive Anhaltspunkte dafür, dass es zu einem Wildunfall
im  Sinne  einer  Berührung  des  klägerischen  Fahrzeugs  mit  einem  Wild-
tier gekommen ist, hätten im Rahmen der Beweisaufnahme nicht ermit-
telt werden können. Die angehörten Zeugen, die das Fahrzeug inspiziert
hätten, hätten keine Spuren eines stattgehabten Wildunfalls am klägeri-
schen  Fahrzeug  sichern  können.  Zwar  sei  es  nicht  verwunderlich,  dass
aufgrund  des  Aufpralls  und  der  Zerstörung  des  Kühlergrills  und  der
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Fahrzeugfront keine Hinweise wie Blut, Sekret, Wildhaare oder ähnliches
gefunden wurden. Jedoch könnten daher objektiver Anhaltspunkte auch
nicht den Vortrag der Klägerin stützen.

Landgericht  Koblenz,  Urteil  vom 31.05.2023,  10  O 227/22,  nicht  rechts-
kräftig

E-Scooter-Fahrt nach Cannabiskonsum kann
Führerschein kosten

Wer unter Cannabiseinfluss mit einem E-Scooter fährt, muss unter Um-
ständen mit dem Entzug des Führerscheins rechnen. Das zeigt ein vom
Verwaltungsgericht (VG) Berlin entschiedener Fall.

Der  Antragsteller  war  mit  einem  E-Scooter  im  Straßenverkehr  unter-
wegs. Da er Schlangenlinien fuhr und mehrfach nah an geparkte Autos
geriet,  hielt  ihn  die  Polizei  an  und  nahm  ihm  eine  Blutprobe  ab.  Diese
wies  einen  THC-Wert  von  4,4  ng/ml  auf.  Gegenüber  den  Polizisten  äu-
ßerte der Antragsteller,  jeden Tag Cannabis zu konsumieren und jeden
Tag Auto zu fahren; dies stellte er im Nachhinein als nicht ernst gemeint
dar.

Die  Fahrerlaubnisbehörde  forderte  den  Antragsteller  auf,  binnen  drei
Monaten ein medizinisch-psychologisches Gutachten zu seiner Fahreig-
nung einzureichen. Der Antragsteller reagierte nicht. Ihm wurde darauf-
hin mit sofortiger Wirkung der Führerschein entzogen.

Das VG Berlin lehnte den dagegen gerichteten Eilantrag des Antragstel-
lers ab. Die Fahrerlaubnisbehörde müsse demjenigen die Fahrerlaubnis
entziehen, der sich als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen er-
weise. Dies sei beim Antragsteller anzunehmen, weil er das zu Recht an-
geforderte  medizinisch-psychologische  Gutachten  nicht  eingereicht  ha-
be.

Eines solchen Gutachtens bedürfe es, um zu klären, ob der gelegentlich
Cannabis konsumierende Antragsteller nur einmalig nicht zwischen dem
Cannabiskonsum  und  dem  Führen  eines  Kraftfahrzeugs  getrennt  habe
oder dies auch in Zukunft nicht tun werde. Auch beim (erlaubnisfreien)
Fahren  mit  einem  Elektrokleinstfahrzeug  wie  einem  E-Scooter  sei  das
Trennungsgebot zu beachten.

Die  Grenze  hinnehmbaren  Cannabiskonsums  sei  überschritten,  wenn
auch nur die Möglichkeit einer cannabisbedingten Beeinträchtigung der
Fahrsicherheit  bestehe.  Dies  nehme  die  Rechtsprechung  -  jedenfalls
beim Fahren  eines  Autos  -  bei  einem THC-Wert  von  1,0  ng/ml  an.  Hier
sei  neben dem deutlich  überschrittenen THC-Wert  erschwerend zu  be-

rücksichtigen, dass der Antragsteller bei der Kontrolle im Juli 2022 durch
seine Fahrweise den Straßenverkehr gefährdet und einen regelmäßigen
Verstoß  gegen  das  Trennungsgebot  auch  beim Autofahren  eingeräumt
habe.

Die gesetzte Frist von drei Monaten zur Beibringung des Gutachtens sei
ausreichend gewesen, weil Zweifel an der Fahreignung nach einem Ver-
stoß gegen das Trennungsgebot rasch zu klären seien.

Das  öffentliche  Interesse,  schwere  Personen-  und Sachschäden zu  ver-
meiden, die mit Verkehrsunfällen aufgrund einer Drogeneinnahme ver-
bunden sein könnten, rechtfertige schließlich den sofortigen Entzug des
Führerscheins.

Gegen  den  Beschluss  kann  Beschwerde  beim  Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg eingelegt werden.

Verwaltungsgericht  Berlin,  Beschluss  vom  17.07.2023,  VG  11  L  184/23,
nicht rechtskräftig
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Überzogene Krebsangst: Kein Schmerzensgeld bei
Verunreinigung eines Medikaments

Eine Frau hat nicht deswegen einen Anspruch auf Schmerzensgeld, weil
sie  seit  Kenntnis  der  Verunreinigung  eines  Medikaments  an  der  Angst
leidet,  an  Krebs  zu  erkranken.  Dies  stellt  das  Oberlandesgericht  (OLG)
Frankfurt am Main klar. Erhöhe die Einnahme eines verunreinigten Arz-
neimittels  das  Risiko,  an  Krebs  zu  erkranken,  um  0,02  Prozent,  sei  es
nicht  generell  geeignet,  psychische  Belastungen  in  Form  von  Ängsten
und Albträumen zu verursachen.

Die  Klägerin  erhielt  seit  vielen  Jahren  blutdrucksenkende  Arzneimittel
mit  dem  Wirkstoff  Valsartan.  Die  Beklagte  stellt  Medikamente  mit  die-
sem Wirkstoff her. 2018 rief die Beklagte alle Chargen mit diesem Wirk-
stoff zurück, da es beim Wirkstoff-Hersteller produktionsbedingt zu Ver-
unreinigungen mit N-Nitrosodimethylamin (NDMA) gekommen war. ND-
MA  ist  von  der  Internationalen  Agentur  für  Krebsforschung  der  WHO
und der EU als "wahrscheinlich krebserregend" bei Menschen eingestuft
worden.  Nach  dem  Beurteilungsbericht  der  Europäischen  Arzneimittel-
agentur  ist  das  theoretisch  erhöhte  Lebenszeit-Krebsrisiko  aufgrund
möglicher  Verunreinigungen  mit  NDMA  bei  täglicher  Einnahme  der
Höchstdosis über einen Zeitraum von sechs Jahren um 0,02 Prozent er-
höht.  Das  allgemeine  Lebenszeitrisiko  für  Frauen,  an  Krebs  zu  erkran-
ken, wird für Deutschland mit 43,5 Prozent angegeben.

Die  Klägerin  nimmt  die  Beklagte  auf  Schmerzensgeld  von  mindestens
21.500 Euro in Anspruch. Sie behauptet, seit Kenntnis des Rückrufs un-
ter der psychischen Belastung, an Krebs zu erkranken, zu leiden.

Das Landgericht (LG) hatte die Klage abgewiesen. Die hiergegen gerich-
tete Berufung hatte auch vor dem OLG keinen Erfolg. Die Klägerin habe
bereits  keine  "erhebliche"  Verletzung  ihrer  Gesundheit  nachgewiesen,
bestätigte das OLG die Entscheidung des LG. Der sich aus den Angaben
der  Klägerin  ergebende  Krankheitswert  liege  unterhalb  der  Erheblich-
keitsschwelle. Die Klägerin berufe sich darauf, dass sie bereits das Wort
"krebserregend"  beunruhige.  Tagsüber  denke  sie  oft  an  die  ungewisse
gesundheitliche  Zukunft;  nachts  plagten  sie  Albträume.  Diese  Schilde-
rungen  seien  ungenau,  pauschal  und  belegten  keine  behandlungsbe-
dürftige Gesundheitsverletzung.

Die Haftung der Beklagten scheide auch aus, da die Gesundheitsbeein-
trächtigung  nicht  "infolge"  der  Arzneimitteleinnahme  aufgetreten  sei.
Das Arzneimittel selbst sei - auch nach dem Vortrag der Klägerin - nicht
geeignet,  die  hier  beklagten  Gesundheitsbeeinträchtigungen  in  Form
der  Ängste  und  Albträume  zu  verursachen.  Auslöser  der  psychischen
Folgen sei  vielmehr die Kenntnis von der Verunreinigung gewesen,  wo-

nach die Klägerin mit einem geringfügig erhöhten Risiko für die Entwick-
lung einer Krebserkrankung rechnen müsse. Diese anzunehmende Risi-
koerhöhung  verbleibe  aber  in  einem  Rahmen,  "der  nicht  in  relevanter
Weise  über  dem allgemeinen  Lebensrisiko  liegt  und damit  generell  bei
objektiver  Betrachtung nicht  geeignet  ist,  die  behaupteten psychischen
und physischen Folgen auszulösen", begründet das OLG weiter. Die nur
ganz geringfügige Erhöhung des Krebsrisikos  durch die  Verunreinigung
des  Arzneimittels  gegenüber  dem  allgemeinen  Risiko,  an  Krebs  zu  er-
kranken, sei nicht per se als Schaden zu werden, ebenso wie eine Verun-
reinigung  des  Arzneimittels  an  sich,  die  auch  folgenlos  bleiben  könne.
Die  individuelle  Risikoeinschätzung  der  Klägerin  sei  hier  nicht  objektiv
nachvollziehbar.

Darüber  hinaus  lägen  auch  andere  schadensverursachende  Umstände
vor. Die Klägerin habe selbst vorgetragen, dass ihre Ängste, an Krebs zu
erkranken,  dadurch  verursacht  würden,  dass  ihre  Mutter,  ihr  Bruder
und  die  Cousine  an  Krebs  verstorben  seien.  "Überzogene  Reaktionen
auf die Nachricht, dass ein eingenommenes Medikament möglicherwei-
se  Verunreinigungen  enthält,  die  möglicherweise  krebserregend  sind,
können (...) der Beklagten nicht zugerechnet werden", schloss das OLG.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die Klägerin kann die Zulassung
der Revision begehren.

Oberlandesgericht  Frankfurt  am  Main,  Urteil  vom  26.04.2023,  13  U
69/22, nicht rechtskräftig

Selbstabholung eines vermieteten Fahrzeugs und
anschließende Verwertung: Verbotene Eigenmacht

Gerät der Mieter eines Fahrzeugs in Zahlungsrückstand, stellt die Selbst-
abholung  des  Fahrzeugs  durch  den  Vermieter  verbotene  Eigenmacht
dar.  Veräußert  der  Vermieter  das  Fahrzeug  anschließend,  ist  er  zum
Wertersatz verpflichtet. Er schuldet darüber hinaus Nutzungsentschädi-
gung für einen angemessenen Zeitraum bis zur Ersatzbeschaffung, ent-
schied das Oberlandesgericht Frankfurt am Main (OLG).

Die  Beklagte  betreibt  bundesweit  ein  staatlich  zugelassenes  Pfandleih-
haus.  Neben  dem  klassischen  Pfandleihgeschäft  verfolgt  sie  alternativ
das ,,cash & drive"-Modell. Dies bewirbt sie für einen kurzfristigen Liqui-
ditätsengpass  mit  dem  Erhalt  von  Bargeld  bei  fehlender  Kreditwürdig-
keit.  Sie kauft dann Eigentümern ihr Kraftfahrzeug ab und vermietet es
ihnen nachfolgend für  einen Folgezeitraum gegen ein  monatliches Ent-
gelt. Die Klägerin verkaufte der Beklagten auf diese Weise ihren damals
etwa 9 Jahre alten Kleinwagen Hyundai. Die Beklagte zahlte ihr 1.500,00
Euro.  Die  Klägerin  mietete  es  für  148,50  Euro  monatlich  zurück.  Nach
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dem Ende der Mietzeit sollte das Fahrzeug binnen 24 Stunden an die Be-
klagte  zurückgegeben  werden.  Die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen
sahen vor,  dass  die  Beklagte  das  Fahrzeug selbst  in  Besitz  nehmen,  es
ohne Ankündigung sicherstellen und hierfür auch das befriedete Besitz-
tum des Mieters auch zur Nachtzeit betreten dürfe. Als die Klägerin die
Mieten nicht weiterzahlte, kündigte die Beklagte das Mietverhältnis, for-
derte die Klägerin ultimativ auf, das Fahrzeug zurückzugeben, ließ es so-
dann ohne Willen der Klägerin abholen und versteigerte oder verkaufte
es. Die Klägerin erwirkte zunächst einen Titel auf Herausgabe des Autos.
Die  Zwangsvollstreckung  aus  diesem  Titel  war  erfolglos.  Der  Verbleib
des Autos ist ungeklärt. Mit der hiesigen Klage begehrt die Klägerin Wer-
tersatz für das verschwundene Fahrzeug in Höhe von 3.750,00 Euro so-
wie Nutzungsentschädigung für  einen Zeitraum von fast  zwei  Jahren in
Höhe von rund 17.000,00 Euro.  Das Landgericht  hatte die  Beklagte zur
Zahlung von Wertersatz und Nutzungsersatz in Höhe von rund 8.700 Eu-
ro unter Berücksichtigung eines Mitverschuldens von 50% verurteilt.

Die hiergegen eingelegte Berufung der Beklagten hatte im Wesentlichen
keinen Erfolg. Der Klägerin stehe ein Schadensersatzanspruch gegen die
Beklagten  wegen  der  Wegnahme  des  Fahrzeugs  zu.  Die  Beklagte  habe
,,verbotene  Eigenmacht"  ausgeübt.  Ob  der  Mietvertrag  oder  der  Kauf-
vertrag überhaupt wirksam waren, könne damit offenbleiben. Die Allge-
meinen  Geschäftsbedingungen  im  Mietvertrag,  die  der  Beklagten  das
hier auch umgesetzte Verfahren gestatteten, seien wegen einer unange-
messenen Benachteiligung des Kunden unwirksam. § 858 ff. BGB sollen
im Mietverhältnis oder auch im Verhältnis zwischen Eigentümer und Be-
sitzer die Selbstexekution oder Selbstjustiz verhindern.

Die Beklagte habe fahrlässig gehandelt, auch wenn sie selbst davon aus-
gegangen  sei,  die  von  ihr  veranlasste  Sicherstellung  und  die  hierdurch
ausgeübte  verbotene  Eigenmacht  sei  im  Hinblick  auf  ihr  Geschäftsmo-
dell rechtmäßig. Sie hätte zumindest wegen der von verschiedenen Ge-
richten geäußerten rechtlichen Bedenken gegen ihr Geschäftsmodell da-
mit  rechnen  müssen,  dass  dieses  ,,bemakelt"  sein  könnte  und  die  Art
der Sicherstellung gegen Treu und Glauben verstoßen würde.

Die  Klägerin  könne  damit  Wertverlust  für  das  Fahrzeug  verlangen.  Die
Beklagte schulde auch grundsätzlich für die gesamte Dauer der Vorent-
haltung  Nutzungsentschädigung.  Die  Klägerin  habe  aber  gegen  ihre
Schadensminderungspflicht verstoßen, soweit sie nahezu zwei Jahre mit
einer Ersatzbeschaffung zugewartet  habe.  Grundsätzlich sei  der Ersatz-
anspruch auf Nutzungsausfall - wie der Anspruch auf Mietwagenkosten -
auf die erforderliche Ausfallzeit beschränkt. Die Klägerin habe hier nicht
darauf vertrauen können, ihr Fahrzeug wiederzuerlangen. Trotzdem ha-
be  sie  erst  neun  Monate  nach  Wegnahme  des  Fahrzeugs,  Erhalt  einer
Abrechnung  und  der  Mitteilung,  dass  das  Fahrzeug  verwertet  worden

sei ihren Anspruch auf Herausgabe des Fahrzeuges geltend gemacht.

Das  Urteil  ist  nicht  rechtskräftig.  Mit  der  Nichtzulassungsbeschwerde,
über die der BGH zu entscheiden hätte, kann die Zulassung der Revision
begehrt werden.

OLG Frankfurt, Pressemitteilung vom 02.06.2023 zum Urteil  2 U 165/21
vom 26.05.2023
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Online-Möbelhaus: Sonntagsarbeit im Kundenservice
unzulässig

Ein Möbelvertrieb, der seine Produkte ausschließlich im Internet anbie-
tet,  darf  Arbeitnehmer im Kundenservice  in  Deutschland an Sonn-  und
Feiertagen nicht beschäftigen. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Ber-
lin entschieden.

Die  Klägerin  vertreibt  Möbel  und Einrichtungsgegenstände  im Internet.
In Deutschland beschäftigt sie 1.635 Arbeitnehmer, wovon 215 im Kun-
denservice tätig  sind,  davon wiederum sieben im Bundesland Sachsen.
Der Kundenservice wird gegenwärtig an Sonn- und Feiertagen vor allem
durch deutschsprachige Beschäftigte in Callcentern in Polen und Irland
erbracht.  Der Antrag der Klägerin, ihr ausnahmsweise Sonn- und Feier-
tagsarbeit für bis zu 14 Beschäftigte im Kundenservice im Homeoffice in
Sachsen zu bewilligen, lehnte das hierfür zuständige Landesamt für Ar-
beitsschutz,  Gesundheitsschutz  und  technische  Sicherheit  ab.  Zur  Be-
gründung hieß es, die Klägerin nutze die gesetzlich zulässigen Betriebs-
zeiten nicht weitgehend aus. Das sei aber Voraussetzung für die Ausnah-
mebewilligung.

Hiergegen  hat  die  Klägerin  Klage  erhoben.  Sie  meint,  der  Begriff  der
weitgehenden Ausnutzung der Betriebszeiten müsse im Dienstleistungs-
bereich,  insbesondere  im  Online-Handel,  so  verstanden  werden,  dass
nur  die  betriebswirtschaftlich  sinnvollen  Zeiten  -  in  ihrem Fall  90  Stun-
den pro Woche - angesetzt würden. Diese würde sie weitgehend ausnut-
zen.  Es  sei  nicht  sinnvoll,  telefonischen  Kundenservice  nachts  anzubie-
ten, weil es dafür keine Nachfrage gebe. Ihre Kunden seien es gewohnt,
den Kundenservice auch sonntags zu erreichen. Sei dies nicht mehr der
Fall, würden die Kunden zu Konkurrenten abwandern. Damit sei auch ih-
re Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigt.

Das VG hat die Klage abgewiesen. Die Klägerin könne die begehrte Aus-
nahmebewilligung  nicht  verlangen.  Zwar  erlaube  das  Arbeitszeitgesetz
ausnahmsweise  Sonn-  und  Feiertagsbeschäftigungen,  wenn  bei  einer
weitgehenden  Ausnutzung  der  gesetzlich  zulässigen  wöchentlichen  Be-
triebszeiten und bei längeren Betriebszeiten im Ausland die Konkurrenz-
fähigkeit  unzumutbar  beeinträchtigt  sei  und  durch  die  Genehmigung
von Sonn- und Feiertagsarbeit die Beschäftigung gesichert werden kön-
ne. Im Fall der Klägerin fehle es aber bereits an einer weitgehenden Aus-
nutzung der  zulässigen Betriebszeit,  die  grundsätzlich 144 Stunden be-
trage.  Dies  sei  bei  der  wöchentlichen  Betriebszeit  der  Klägerin  von  90
Stunden,  was  nur  etwa  63  Prozent  entspreche,  nicht  der  Fall.  Insoweit
sei der Wortlaut des Arbeitszeitgesetzes eindeutig. Ein solches Verständ-
nis stehe auch im Einklang mit dessen Sinn und Zweck sowie der Syste-
matik.

Die  Bestimmung  des  Arbeitszeitgesetzes  sei  Ausprägung  des  verfas-
sungsrechtlich verankerten Schutzes der Sonn- und Feiertagsruhe. Aus-
nahmen  hiervon  seien  nur  in  besonderen  Fällen  gestattet.  Im  Übrigen
sei es der Klägerin ohne Weiteres zumutbar, telefonische Auskünfte nur
an  Werktagen  zu  erteilen,  zumal  ihre  Kunden  Käufe  durchgehend  täti-
gen könnten. Auf die Frage der Beeinträchtigung ihrer Konkurrenzfähig-
keit komme es daher nicht an.

Gegen das Urteil ist der Antrag auf Zulassung der Berufung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg möglich.

Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 27.04.2023, VG 4 K 311/22

Gemeinschaftspraxis mit zwei Ärzten: Bezeichnung
als ,,Zentrum" nicht irreführend

Jedenfalls  im  medizinischen  Bereich  weist  der  Begriff  ,,Zentrum"  nicht
auf eine besondere Größe hin. Der Gesetzgeber gibt Medizinischen Ver-
sorgungszentren  keine  Mindestgröße  vor.  Die  Bezeichnung  einer  aus
zwei Ärzten bestehenden Gemeinschaftspraxis als ,,Zentrum" für ästhe-
tische plastische Chirurgie ist damit nicht irreführend und unlauter, ent-
schied  das  Oberlandesgericht  Frankfurt  am  Main  (OLG)  mit  am
31.05.2023 veröffentlichten Urteil.

Der  Antragsteller  betreibt  eine  Praxis  für  plastische  Chirurgie  in  Darm-
stadt. Die beiden Antragsgegner sind Fachärzte für plastische und ästhe-
tische Chirurgie; einer der beiden Antragsgegner ist zudem Facharzt für
Orthopädie  und  Unfallchirurgie.  Sie  betreiben  eine  Gemeinschaftspra-
xis,  die  sie  als  ,,Zentrum  für  plastische  und  ästhetische  Chirurgie"  be-
zeichnen. Der Antragsteller hält diese Bezeichnung für irreführend. Das
Landgericht hatte daraufhin im Eilverfahren den Antragsgegnern unter-
sagt, Dienstleistungen eines plastischen Chirurgen, insbesondere Penis-
operationen, unter diesem Namen zu bewerben oder anzubieten, wenn
in dem Zentrum insgesamt lediglich zwei Ärzte beschäftigt sind.

Die hiergegen eingelegte Berufung der beiden Ärzte hatte vor dem OLG
Erfolg.  Die Bezeichnung der von den Antragsgegnern betriebenen Arzt-
praxis  als  ,,Zentrum"  für  ästhetischen  und  plastische  Chirurgie  sei  für
den Verkehr nicht irreführend, begründete das OLG seine Entscheidung.
Maßgeblich sei, wie der angesprochene Verkehr die beanstandete Wer-
bung verstehe. Grundsätzlich erwarte der Verkehr zwar bei dem Begriff
,,Zentrum" eine personelle und sachliche Struktur eines Unternehmens,
die  über  vergleichbare  Durchschnittsunternehmen  hinausgehe.  Jeden-
falls  im  medizinischen  Bereich  weise  der  Begriff  ,,Zentrum"  aber  nicht
(mehr)  auf  eine besondere Größe hin.  Nach den aktuellen gesetzlichen
Voraussetzungen  erfordere  ein  Medizinisches  Versorgungszentrum  (M
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VZ)  keine  bestimmte  Größe  (§  95  Abs.  1  S.  1  SGB  V).  Das  früher  be-
stehende  Erfordernis  einer  fachübergreifenden  Kooperation  sei  2015
entfallen.  Praxen  mit  zwei  tätigen  Ärzten  hätten  demnach  die  Möglich-
keit,  unter  der  Bezeichnung  ,,Medizinisches  Versorgungszentrum"  auf
dem Markt aufzutreten. Der Verkehr sei mit der gerichtsbekannten Häu-
figkeit  des  Auftretens  von MVZs auf  dem Markt  an diese  Begrifflichkeit
gewöhnt.  ,,Das  häufige  Auftreten  der  (Versorgungs-)Zentren  auf  dem
Markt  der  Versorgung  mit  medizinischen  Dienstleistungen  wirkt  einem
Verständnis entgegen,  das von einer überdurchschnittlichen Größe der
Praxis ausgeht", untermauert der Senat seine Einschätzung.

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

OLG  Frankfurt,  Pressemitteilung  vom  31.05.2023  zum  Urteil  6  U  4/23
vom 11.05.2023

Schlechte Bewertung in Online-Portal: Verfasser muss
Tatsachen beweisen können

Wer in  einem Online-Bewertungsportal  negative  Tatsachen zulasten ei-
nes  Unternehmens  behauptet,  muss  im  Zweifel  beweisen,  dass  diese
Fakten auch zutreffend sind.  Gelingt  der  Beweis  nicht,  so kann der  Be-
troffene verlangen, dass die Bewertung unterlassen wird. Dies stellt das
Landgericht  (LG)  Frankenthal  klar.  Den  Verfasser  einer  schlechten  Be-
wertung in einem Online-Portal hat es dazu verurteilt, eine in seiner Kri-
tik enthaltene negative Behauptung zu löschen.

Der  Mann hatte  seinen  Umzug  durch  ein  Unternehmen ausführen  las-
sen. Die Leistung des Unternehmens bewertete er einige Zeit später auf
einer  Online-Bewertungsplattform  mit  nur  einem  von  fünf  möglichen
Sternen. Im Bewertungstext behauptete er unter anderem, dass ein Mö-
belstück beim Transport  beschädigt  worden sei  und sich niemand dar-
um  gekümmert  habe,  den  Schaden  zu  beheben.  Der  Inhaber  des  Um-
zugsunternehmens  streitet  dagegen ab,  dass  es  zu  einem Schaden ge-
kommen sei. Die Behauptung des Kunden, man habe sich nicht geküm-
mert, sei rufschädigend für sein Unternehmen.

Das  LG gab dem Unternehmer  Recht.  Die  negative  Äußerung des  Kun-
den in dem Online-Bewertungsportal schade dem Inhaber des Umzugs-
unternehmens. Dem stehe zwar das Recht des Kunden gegenüber, sei-
ne Meinung über den durchgeführten Auftrag in der Bewertung frei  zu
äußern.  Die  im  Streit  stehende  Behauptung,  es  sei  ein  Möbelstück  be-
schädigt  worden,  sei  jedoch  keine  geschützte  Meinung,  sondern  eine
Tatsachenbehauptung. Denn sie beschreibe etwas, das wirklich gesche-
hen sein soll. Das müsse vom bewerteten Unternehmen nur hingenom-
men  werden,  wenn  deren  Wahrheitsgehalt  feststehe.  Deshalb  müsse

derjenige,  der  in  Internet-Bewertungen  eine  Tatsache  behauptet,  im
Streitfall beweisen, dass diese auch zutreffend ist.

Dies  war  dem Kunden des  Umzugsunternehmens nicht  gelungen.  Des-
wegen hat  das  LG der  Unterlassungsklage  des  Unternehmens insoweit
stattgegeben.

Landgericht Frankenthal, Urteil vom 22.05.2023, 6 O 18/23, rechtskräftig
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